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Die vorgenannten Großen Anfragen der Fraktionen 
der SPD, FDP, CDU/CSU zur Entwicklungspolitik j 
der Bundesregierung beantworte ich namens der ' 
Bundesregierung wie folgt: j 

Die Bundesregierung begrüßt es, daß ihr die Großen 
Anfragen erneut die Gelegenheit bieten, dem Deut- 
schen Bundestag und damit zugleich der deutschen ' 
Öffentlichkeit ihre Entwicklungspolitik darzulegen 
und zu erläutern. Die Grundlage für die Planung 
und Durchführung der Entwicklungspolitik ist die ^ 
Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969. Zum j 
damaligen Zeitpunkt wurden die Zielsetzungen * 
der Zweiten Entwicklungsdekade noch von inter- 
nationalen Organisationen diskutiert. 

Inzwischen hat die Generalversammlung der Ver- ! 
einten Nationen am 24. Oktober 1970 eine „Inter- j 
nationale Strategie für das Zweite Entwicklungs- ' 
Jahrzehnt der Vereinten Nationen" verabschiedet. 

In dieser Strategie sind die entwicklungspolitischen 
Ziele und Maßnahmen für die Zeitspanne von 1971 ; 
bis 1980 neu formuliert worden. Ausgehend von ^ 
den grundlegenden Zielen der Vereinten Nationen : 
(UN) haben die Regierungen die siebziger Jahre 
zum „Zweiten Entwicklungsjahrzehnt der Vereinten i 
Nationen" erklärt. Sie haben sich zugleich einzeln 
und gemeinsam zu einer Politik verpflichtet, die | 
darauf angelegt ist, „eine gerechtere und sinn- 
vollere Wirtschafts- und Sozialordnung in der Welt 
herbeizuführen, eine Ordnung, in der sowohl die i 


Nationen als Ganzes wie auch die einzelnen Men- 
schen das Recht auf gleiche Chancen haben". 

Die Bundesregierung hat die Resolution der Ver- 
einten Nationen zur Zweiten Entwicklungsdekade 
grundsätzlich akzeptiert und am 11. Februar 1971 in 
Anlehnung an die UN-Strategie eine Konzeption zur 
künftigen Entwicklungspolitik verabschiedet und 
damit ihren Beitrag für die Zweite Entwicklungs- 
dekade definiert. Die „Entwicklungspolitische Kon- 
zeption der Bundesrepublik Deutschland für die 
Zweite Entwicklungsdekade", in der die Ziele und 
insbesondere die künftigen Akzente der deutschen 
Entwicklungspolitik festgelegt sind, sowie die 
Stellungnahme, welche die Bundesregierung dem 
Generalsekretär der Vereinten Nationen am folgen- 
den Tage zu einzelnen Punkten des Strategiedoku- 
ments der UN zugeleitet hat, sind dieser Antwort 
als Anlagen beigefügt. Diese Dokumente sind die 
wesentlichen Grundlagen für die Entwicklungspoli- 
tik der Bundesregierung. 

Die von den Fraktionen zur Entwicklungspolitik der 
Bundesregierung gestellten Fragen betreffen zum 
Teil gleiche Sachverhalte. Die Bundesregierung geht 
davon aus, daß keine Bedenken dagegen bestehen, 
wenn die entsprechenden Fragen, um Wieder- 
holungen zu vermeiden, zusammenfassend beant- 
wortet werden. 

Die Einzelfragen der Großen Anfragen werden wie 
folgt beantwortet: 
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L Große Anfrage der Fraktionen der SPD, FDP 


Frage 1 

Von welchen Grundsätzen und Zielvorstellun- 
gen läßt sich die Bundesregierung in ihrer ent- 
wicklungspolitischen Konzeption für die Zweite 
Entwicklungsdekade leiten? Welche Bedeutung 
mißt sie in diesem Zusammenhang dem Strate- 
gie-Dokument der UN vom 24. Oktober 1970 
bei? 

Antwort : 

Die Bundesregierung begrüßt das Strategiedoku- 
ment der Vereinten Nationen als eine wichtige 
Grundlage für gemeinsame Anstrengungen der 
Industrie- und Entwicklungsländer. Die Bundes- 
regierung läßt sich in ihrer Entwicklungspolitik von 
den Grundsätzen des Strategiedokuments leiten, 
das sie als „breiten Rahmen" betrachtet, und unter- 
stützt grundsätzlich die darin gesetzten guantita- 
tiven und gualitativen Ziele. Sie versteht ihre bi- 
laterale Entwicklungspolitik als einen Beitrag zur 
internationalen Entwicklungsstrategie. Im Einklang 
mit dem Strategiedokument der UN will die deut- ' 
sehe Entwicklungspolitik dazu beitragen, den wirt- 
schaftlichen und sozialen Fortschritt der Entwick- 
lungsländer in einem System weltweiter Partner- 
schaft zu fördern, um die Lebensbedingungen der 
Bevölkerung der Entwicklungsländer zu verbessern. 
Die Bundesregierung orientiert sich dabei an den 
Zielen und Prioritäten der einzelnen Entwicklungs- 
länder. Sie versucht demgemäß nicht, ihnen poli- , 
tische sowie gesellschafts- oder wirtschaftspolitische 
Vorstellungen aufzudrängen. Sie entscheidet in ; 
enger Kooperation mit dem jeweiligen Entwick- 
lungsland und mit anderen Gebern, welche Maß- i 
nahmen sie entsprechend ihren Möglichkeiten, ihren 
Vorstellungen und ihrem Instrumentarium unter- 
stützen wird. Die entwicklungspolitische Zusammen- 
arbeit wird in wachsendem Umfang in der Form 
partnerschaftlicher Kooperation durchzuführen sein. 

Die Bundesregierung erstrebt und fördert schließ- : 
lieh eine weitere Verstärkung und Verbesserung der 
Effizienz der multilateralen Hilfe sowie intensivere 
Formen bilateral-multilateraler Zusammenarbeit. 
Sie ist bereit, sich aktiv am länderbezogenen und 
globalen Informationsaustausch zu beteiligen. 

Entwicklungspolitik hat eigene Methoden und In- 
strumente, fügt sich aber als Teil der Gesamtpolitik 
der Bundesrepublik Deutschland (BRD) in das Ge- 
flecht ihrer auswärtigen Beziehungen ein. Im Zu- 
sammenwirken mit den Entwicklungsländern, den 
anderen Industrieländern sowie internationalen 
Institutionen und Organisationen strebt die Ent- 
wicklungspolitik ständig den Ausgleich der Inter- 
essen aller Beteiligten an; sie taugt nicht als Instru- 
ment kurzfristiger außenpolitischer Erwägungen. 
Die Bundesregierung wird ihre entwicklungspoli- 
tische Konzeption entsprechend der vorgesehenen 
weltweiten Regelung in etwa zweijährigem Turnus 


überprüfen, um dem dynamischen Charakter der 
Entwicklungsstrategie Rechnung zu tragen. 

Im einzelnen wird auf die Anlage 1 verwiesen. 


Frage 2 

Wie verhält sich die Bundesregierung zu dem 
im Strategie-Dokument der UN genannten Ziel, 
öffentliche Entwicklungshilfe in Höhe von 0,7 ®/o 
des Bruttosozialprodukts zu leisten? 

Antwort 

Die Bundesregierung ist sich der besonderen Be- 
deutung der öffentlichen Entwicklungshilfe für die 
Entwicklungsländer bewußt. Sie hatte daher bereits 
in der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 
zum Ausdruck gebracht, daß sie sich bemühen 
werde, das im Pearson-Bericht empfohlene Ziel für 
die öffentliche Hilfe von 0,7 Vo des Bruttosozial- 
produkts (BSP) durch eine Steigerungsrate von 
durchschnittlich 11 Vo im Jahr zu erreichen. Auch in 
Ziffer 43 des Strategie-Dokuments der UN wird 
dieses 0,7 ^/o-Ziel angestrebt. Demzufolge sollen die 
Industrieländer ihre öffentliche Hilfe stetig erhöhen 
und alle Anstrengungen unternehmen, bis zur Mitte 
der Dekade eine Nettoleistung von mindestens 
0,7 '^/o des BSP zu Marktpreisen zu erreichen. 

Die Bundesregierung hat dem Strategie-Dokument 
der UN grundsätzlich zugestimmt und damit ihr 
Bekenntnis zum 0,7 Vo-Unterziel erneuert und zu- 
gleich erklärt, daß sie sich bemühen werde, das 
0,7 Vo-Ziel zu einem möglichst frühen Zeitpunkt zu 
erreichen. 

Die Bundesregierung wird daher bei der jeweiligen 
Fortschreibung der Finanzplanung prüfen, ob und 
auf welche Weise dieses Ziel durch entsprechende 
Steigerungsraten unter Berücksichtigung des Be- 
darfs in anderen Bereichen in dieser Dekade ver- 
wirklicht werden kann. Dabei wird jeweils auch zu 
berücksichtigen sein, inwieweit der Wiedereinsatz 
von Nettorückflüssen aus Kapitalhilfedarlehen zu- 
sätzlich zur Erreichung des 0,7Vo-Ziels beiträgt, 

Es trifft zwar im übrigen zu, daß der Anteil der 
öffentlichen Hilfe, gemessen am Bruttosozialpro- 
dukt, im Jahre 1970 auf etwa 0,33 ®/o abgesunken 
ist. Für diesen Abfall ist indessen vornehmlich die 
in der Antwort zur Frage 3 der CDU/CSU-Fraktion 
gekennzeichnete Ausnahmesituation ursächlich 
gewesen. 


Frage 3 

Wie hat die Bundesregierung sichergestellt, daß 
von ihr trotz der Beteiligung mehrerer Ressorts 
und verschiedener nicht-staatlicher Organisa- 
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tionen Entwicklungspolitik aus einem Guß be- 
trieben wird? 

Antwort 

In der Antwort zu den Fragen 1 und 4 ist des 
näheren ausgeführt, von welchen Grundsätzen und 
Zielvorstellungen sich die Bundesregierung leiten 
läßt und nach welchen Kriterien sie ihre Programme 
und Projekte auswählt. Die entsprechenden Zielvor- 
stellungen, Grundsätze und Kriterien werden ihren 
Niederschlag in langfristigen, integrierten länder- 
bezogenen und international koordinierten Hilfe- 
programmen finden, die. in Zukunft - wie ebenfalls 
in diesem Zusammenhang noch näher ausgeführt 
worden ist ~ einen konzentrierten Einsatz der In- 
strumente in einzelnen Ländern, Sektoren und 
Regionen gewährleisten sollen. Die länderbezoge- 
nen Hilfeprogramme ermöglichen zugleich die ab- 
gestimmte Mitwirkung privater Träger und der 
Freiwilligen des Deutschen Entwicklungsdienstes 
(DED) und geben der Privatwirtschaft entsprechende 
Hinweise. 

Damit dürften die Voraussetzungen für eine „Ent- 
wicklungspolitik aus einem Guß" geschaffen sein, 
zumal sowohl auf nationaler als auch auf inter- 
nationaler Ebene Voraussetzungen für einen steti- 
gen Aktualisierungs- und Anpassungsprozeß ge- 
geben sind (sog, „Review and Appraisal"). 

Auch die am 1. September 1970 vollzogene Neu- 
organisation des Bundesministeriums für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und die sonstigen orga- 
nisatorischen Maßnahmen, zu denen an anderer 
Stelle Stellung genommen wird, sind auf diesem 
Hintergrund zu sehen. 


Frage 4 

Nach welchen Kriterien wählt die Bundesregie- 
rung ihre Programme und Projekte innerhalb 
eines Entwicklungslandes aus, und wie stimmt 
sie diese mit den Planungsgremien des Emp- 
fängerlandes ab? 

Antwort 

Bei der Auswahl der Programme und Projekte für 
ein Entwicklungsland orientiert sich die Bundes- 
regierung grundsätzlich an der Entwicklungs- 
planung und Hilfewünschen des Empfängerlandes. 
Die Maßnahmen richten sich insbesondere nach dem 
Entwicklungsstand des Entwicklungslandes, seinem 
Aufnahmevermögen an fremdem Kapital und Know- 
How sowie seinen Eigenanstrengungen. Bei der 
Ausarbeitung der länderbezogenen Hilfeprogramme 
werden alle entwicklungspolitisch relevanten Daten, 
Unterlagen und Informationen ausgewertet. 

Die regionalen und sektofalen Schwerpunkte be- 
stimmten sich nach den aufgrund eingehender 
Analysen festzustellenden Engpässen für die wirt- 
schaftliche und soziale Entwicklung des Landes. Die 


Maßnahmen und damit auch die Kriterien hierfür 
sind nach Regionen und Sektoren sehr differenziert; 
die Schwerpunkte liegen nach den bisherigen Er- 
kenntnissen hauptsächlich in folgenden Bereichen: 

— Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 

— Schaffung eines arbeits- und umweltorientierten 
Bildungssystems 

— Ausweitung und Diversifizierung des gewerb- 
lichen Sektors 

— Strukturverbesserung in ländlichen Regionen 

— Stärkung der Planungs- und Organisationsfähig* 
keit der Entwicklungsländer 

— Förderung von Maßnahmen für Familienplanung, 
Gesundheits- und Emährungshilfe. 

Die Abstimmung mit dem Empfängerland ist ein- 
mal dadurch gegeben, daß die Programmierung des 
deutschen Hilfebeitrags sich an der Entwicklungs- 
planung und den Hilfewünschen des Empfänger- 
landes orientiert. Weiterhin werden die in Aussicht 
genommenen Maßnahmen in Beratungsgruppen und 
Konsortien durch die deutschen diplomatischen 
Vertretungen sowie in Delegations- und Einzelver- 
handlungen mit den zuständigen Behörden des Ent- 
wicklungslandes im einzelnen ab ge stimmt. 


Frage 5 

Welchen Beitrag leistet die Bundesregierung 
zur multilateralen Entwicklungshilfe? Wie ko- 
ordiniert sie ihre bilaterale Hilfe mit den Pla- 
nungen und Maßnahmen internationaler Orga- 
nisationen und anderer Geberländer? 

Antwort 

Die Bundesregierung hat in der entwicklungspoli- 
tischen Konzeption für die Zweite Entwicklungs- 
dekade zum Ausdruck gebracht, daß sie auch in 
Zukunft mindestens 20®/o der öffentlichen Hilfe als 
multilaterale Entwicklungshilfe bereitstellen wird. 
Dem hat die Bundesregierung auch in ihrer bis- 
herigen mehrjährigen Finanzplanung Rechnung ge- 
tragen. Im Jahre 1970 machte die multilaterale Hilfe 
23 ®/o der öffentlichen Entwicklungshilfe der BRD 
aus. Der deutsche Beitrag zu multilateralen Organi- 
sationen lag damit erheblich über dem Durchschnitt 
der Mitgliedsstaaten des Entwicklungshilf eaus- 
schusses (Development Aid Committee - DAC) der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (Organisation for Economic Co- 
operation and Development - OECD). 

Die bilaterale Entwicklungshilfe der BRD ist bereits 
in der Vergangenheit im Rahmen von Konsulta- 
tionen mit befreundeten westlichen Ländern - so 
mit Frankreich, den Niederlanden, Großbritannien 
und den USA - abgestimmt worden. Mit multi- 
lateralen Institutionen wie dem Europäischen Ent- 
wicklungsfonds (EEF) finden ebenfalls in regel- 
mäßigen Abständen Koordinierungsgespräche statt; 
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entsprechendes gilt für die unter dem Vorsitz der 
Weltbank tagenden Konsortien und Beratungs- 
gruppen, Die Bundesregierung strebt in der Zweiten 
Entwicklungsdekade eine Verbesserung und Ver- 
stärkung der bilateralen und multilateralen Ent- 
wicklungshilf ekoordinierung auf Länder ebene an. 
Entwicklungspolitische Entscheidungen sollen künf- 
tig verstärkt auf der Grundlage länderbezogener 
Hilfeprogramme getroffen werden. Die langfristigen, 
integrierten und international koordinierten Hilfe- 
programme sollen in partnerschaftlichem Dialog mit 
hierzu bereiten Entwicklungsländern und in Ab- 
stimmung mit multilateralen und anderen Gebern 
festgelegt werden. Schließlich hat die Bundesregie- 
rung an der Herbeiführung des Konsenses über die 
Vorschläge zur Reform des UN-Entwicklungs- 
systems auf der Grundlage der Jackson-Studie aktiv 
mitgewirkt; diese Vorschläge haben unter anderem 
mittelfristige UNDP-Länderprogramme (United 
Nations Development Program - UNDP) zum Ziel. 


Frage 6 

In welcher Weise trägt die deutsche Entwick- 
lungshilfe zur Verbesserung der Sozialstruktur 
der Entwicklungsländer bei? 

Antwort 

Die Bundesregierung strebt im Einklang mit dem 
Strategie-Dokument der UN als Ziel für die Zweite 
Entwicklungsdekade die Förderung des wirtschaft- 
lichen und sozialen Fortschritts der Entwicklungs- 
länder in einem System weltweiter Partnerschaft an, 
um die Lebensbedingungen der Bevölkerung in 
diesen Ländern zu verbessern. Damit hat sie erneut 
ihre Auffassung bekräftigt, daß eine Entwicklungs- 
politik, die nicht auch die soziale Entwicklung be- 
rücksichtigt, einseitig und ohne Aussicht auf an- 
haltenden Erfolg ist. 

Die Bundesregierung bemüht sich, dieser Auffas- 
sung auf verschiedene Weise in den Teilbereichen 
ihrer Entwicklungspolitik zu entsprechen. In geeig- 
neten Fällen kann die Kapitalhilfe auch für die 
Förderung der sozialen Infrastrukturentwicklung 
eingesetzt werden. Die Bundesregierung hat damit 
begonnen, in ihre Entscheidung über die entwick- 
lungspolitischen Vorhaben deren sozialstrukturelle 
Auswirkungen sowie soziale Folgekosten einzube- 
ziehen. Im Bereich der Entwicklungsbankenfinan- 
zierung erörtert sie die Frage, ob Gegenwertmittel 
als Starthilfe für innerbetriebliche Sozialleistungen 
eingesetzt werden können. Agrarhilfen sollen in Zu- 
kunft vorzugsweise dort gewährt werden, wo sie 
zum Beispiel durch Unterstützung von Bezugs-, Pro- 
duktions- und Absatzorganisationen zum Erfolg 
sinnvoller Agrarstrukturmaßnahmen beitragen. Ent- 
sprechendes gilt ebenso für Maßnahmen der Bil- 
dungshilfe wie für den Bereich der Gesundheits- 
hilfe. Neben diesen mittelbar wirksamen Maßnah- 
men wird die Bundesregierung weiterhin - insbe- 
sondere durch nicht-staatliche Trägerorganisatio- 
nen - unmittelbar Sozialzentren, -Organisationen 


und -dienste im Rahmen der Sozialstrukturhilfe 
unterstützen. Die Bundesregierung hat die hierfür 
bestimmten Mittel in den Jahren 1970 und 1971 
merklich erhöht. 


Frage 7 

Wie überprüft und bewertet die Bundesregie- 
rung die Wirksamkeit ihrer Entwicklungshilfe? 

Antwort 

Die Bundesregierung verfügt über ein breites und 
zweckorientiertes Instrumentarium, um die Wirk- 
samkeit ihrer Entwicklungshilfe zu überprüfen. 

Projektkontrollen und -berichte (sog. Durchfüh- 
rungs- bzw. Verlaufskontrollen) stellen die fachlich- 
technische und gegebenenfalls auch betriebswirt- 
schaftliche Überwachung des Projektablaufs sicher. 
In der Regel werden diese Kontrollen mit der 
Mittelabfluß- und -Verwendungskontrolle verbun- 
den. Sie vermitteln einen ständigen Überblick über 
den Abwicklungsstand der Vorhaben und ermög- 
lichen unmittelbare Korrekturen im Projektablauf 
und an der Projektkonzeption. Die Projektkon- 
trollen der Technischen Hilfe werden vornehmlich 
von der Bundesstelle für Entwicklungshilfe durch- 
geführt. 

Ende 1970 wurde ein Inspektionsreferat im Bundes- 
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(BMZ) eingerichtet, das im Rahmen der gegebenen 
Aufgabenstellung des BMZ seine Tätigkeit durch- 
führt. Ziele der Inspektion sind der Abbau von 
Schwierigkeiten im Einzelfall und die vergleichende 
Analyse entwicklungspolitischer Maßnahmen im 
Hinblick auf fachliche, personelle und administra- 
tive Unzulänglichkeiten. Einzelergebnisse und allge- 
meine Schlußfolgerungen sollen laufend in die Ent- 
scheidungsprozesse überführt werden. Das BMZ hat 
damit ein in der Wirtschaft bewährtes Verfahren 
der kaufmännischen und technischen Revision über- 
nommen. 

Im Bereich der Kapitalhilfe wird die Kontrollfunk- 
tion vornehmlich durch die Fachdienste der Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau (KW) ausgeübt. Die Be- 
richte der KW hierüber werden in den Ressorts 
durch Länder und Fachreferate geprüft. 

Im Rahmen der Länder- und Fachbeobachtung wer- 
den die langfristigen Wirkungen der Entwicklungs- 
hilfe auf Wirtschaft und Gesellschaft der Entwick- 
lungsländer überprüft (ex post-Evaluierung). Die 
Ergebnisse dienen einer wirklichkeitsnahen Anpas- 
sung der Planung an geänderte Bedürfnisse und 
Erfolgsbedingungen in den Entwicklungsländern. 
Die Beobachtimg erfolgt durch ständige Länderbeob- 
achter - derzeit elf Experten in den wichtigsten 
Partnerländern - und durch Entsendung von unab- 
hängigen Fachleuten aus Wissenschaft, Wirtschaft 
und nicht-staatlichen Hilfeorganisationen. 

Die Bundesregierung wertet die in einem dreijäh- 
rigen Turnus nach einem systematischen und 
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laufend angepaßten Fragenkatalog erstellten Be- 
richte der Auslandsvertretungen über die Ergeb- 
nisse sämtlicher Bereiche der Entwicklungshilfe aus. 


Frage 8 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Problem 
der Verschuldung der Entwicklungsländer, und 
welche Konsequenzen zieht sie daraus? 

Antwort 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Schuldendienstverpflichtungen einer Reihe von Ent- 
wicklungsländern ein wirtschaftlich tragbares Maß 
überschreiten können. Dabei ist jedoch hervorzu- 
heben, daß auch eine hohe Auslandsverschuldung 
nicht automatisch mit einer Überschuldung gleich- 
gesetzt werden kann. Eine Überschuldung kann nur 
im Zusammenhang mit der Verschuldungsfähigkeit 
eines Landes festgestellt werden. Beide sind von 
Land zu Land verschieden und von unterschiedlichen 
Faktoren abhängig. Um sie zu ermitteln, ist eine 
umfassende Analyse der Wirtschaft jedes einzelnen 
Landes erforderlich. Dementsprechend variieren 
auch die möglichen Maßnahmen gegen eine drohen- 
de oder bereits eingetretene Überschuldung. 

In den nächsten Jahren werden sich die öffentlichen 
Schuldendienstleistungen erhöhen, da neben die 
Belastung durch kurzfristigere und hoch verzins- 
liche private Kredite in wachsendem Umfang auch 
die Verpflichtung zur Rückzahlung öffentlicher 
Kapitalhilfe tritt. 

Die Verschuldung der Entwicklungsländer wird sich 
langfristig und anhaltend durch einseitige Maßnah- 
men der Entwicklungsländer oder der Industrie- 
staaten allein nicht eingrenzen lassen. Dies kann 
nur durch gemeinsame bilaterale und multilaterale 
Bemühungen möglich sein. In diesem Zusammen- 
hang kommt den von der Bundesregierung grund- 
sätzlich unterstützten Bemühungen um ein soge- 
nanntes Frühwarnsystem wesentliche Bedeutung zu, 
um die Verschuldung der einzelnen Entwicklungs- 
länder rechtzeitig zu erkennen. 

Die Bundesregierung hat ihre Bereitschaft, bilateral i 
und multilateral einer übermäßigen Verschuldung 
der Entwicklungsländer entgegenzuwirken, in ihrer 
Konzeption zur Zweiten Entwicklungsdekade er- 
klärt. Dabei denkt sie insbesondere an folgende 
Maßnahmen: Verstärkte Technische Hilfe für solche 
Bereiche und Einrichtungen, welche unmittelbar und 
in vergleichsweise kurzer Zeit zu einer Stärkung 
der Wirtschaftskraft beitragen (z. B. Exportförde- 
rung, Tourismus, Gewerbeförderung); im Bereich ' 
der Kapitalhilfe besondere Förderung rentabler 
Projekte mit devisenbringender oder devisen- 
sparender Wirkung sowie von Warenlieferungen 
zur möglichst vollständigen Auslastung vorhande- 
ner Produktionskapazitäten sowie entsprechende 
Konditionengestaltung unter Berücksichtigung ge- 
samtwirtschaftlicher Kriterien, insbesondere der 
Zahiungsbilanzlage und deren voraussichtlicher Ent- 


wicklung. Diese Erwägungen werden auch bei der 
Aufstellung von Länderhilfeprogrammen Berücksich- 
tigung finden. 

Im Jahre 1970 konnte die Bundesregierung die 
Konditionen der Kapitalhilfe weiter verbessern. Der 
gewogene Durchschnittszinssatz betrug 2,84 ®/o 
(1969: 3,24 Vo); die Laufzeit verlängerte sich um 
rund zwei Jahre auf 28,2 Jahre, die durchschnitt- 
liche Zahl der Freijahre von 7,6 auf 8,5 Jahre. Da- 
mit hat die Bundesregierung die entsprechende 
Empfehlung des DAC aus dem Jahre 1969 erreicht. 
Aus entsprechenden Erwägungen hat sich die Bun- 
desregierung - gemeinsam mit den anderen Indu- 
strieländern - bereit erklärt, den Mittelzufluß an die 
Internationale Entwicklungsorganisation (Inter- 
national Development Agency - IDA) in der 3. Auf- 
stockungsrunde (1971/73) zu verdoppeln. Soweit 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten von den Entwick- 
lungsländern nicht aus eigener Kraft und mit Hilfe 
des Internationalen Währungsfonds überwunden 
werden können, wird die Bundesregierung sich 
weiterhin unter bestimmten Voraussetzungen, wel- 
che sie in ihrer Konzeption zur Zweiten Entwick- 
lungsdekade genannt hat, an Umschuldungsaktionen 
beteiligen. 

Besondere Bedeutung dürfte den zur Zeit von der 
Weltbank angestellten Untersuchungen zum Ver- 
schuldungsproblem zukommen. Die Bundesregie- 
rung wird, sobald das Ergebnis vorliegt, gegenüber 
dem Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
des Deutschen Bundestages erneut zur Frage der 
Verschuldung Stellung nehmen. 


Frage 9 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Wirkung 
von Privatinvestitionen in Entwicklungs- 
ländern? 

Antwort 

Die Bundesregierung anerkennt die große Bedeu- 
tung des privaten Kapitaltransfers in Entwicklungs- 
länder. Sie begrüßt ihrerseits insbesondere private 
Direktinvestitionen, die partnerschaftlich angelegt 
sind und zum Beispiel durch technologische Aus- 
strahlung, Nutzung und Entfaltung heimischer 
Ressourcen, Ergänzung einheimischer Produktions- 
strukturen, Exportdiversifizierung und Beschäfti- 
gung in besonderem Maße den wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Bedürfnissen der Entwicklungs- 
länder dienen. 

Weil es in erster Linie Aufgabe der Entwicklungs- 
länder ist, ausländische Investitionen nach ihren 
Zielen und Prioritäten zu lenken und zu fördern, 
begrüßt die Bundesregierung unter entwicklungs- 
politischen Gesichtspunkten insbesondere solche 
Privatinvestitionen, die sich in eine vorhandene 
Entwicklungsplanung des Empfängerlandes einfügen 
und in diesem Rahmen in partnerschaftlicher Form 
(Joint Ventures) betrieben werden sowie zu einer 
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verstärkten Ausbildung einheimischer Arbeitskräfte 
führen. 

Ziel der Bundesregierung ist es, auch ihrerseits 
durch Förderung privater Investitionen die Entwick- 
lungsländer bei der Erreichung eines sich selbst 
tragenden Wirtschaftswachstums zu unterstützen. 


Frage 10 

Welche Pläne hat die Bundesregierung für eine 
Vergrößerung des Expertenstabes, eine Ver- 
besserung der Expertenausbildung und die 
Schaffung einer Expertenlaufbahn mit Hilfe un- 
befristeter Verträge? Welches sind die ent- 
sprechenden Pläne für die Freiwilligendienste? 

Antwort 

Um die Zahl der deutschen Experten zu erhöhen, 
beabsichtigt die Bundesregierung, zunächst in der 
Öffentlichkeit, in Schulen und Hochschulen sowie 
unter den früheren Entwicklungshelfern die Per- 
sonalwerbung zu intensivieren. Ferner strebt sie 
eine noch engere Zusammenarbeit mit den öffent- 
lichen Arbeitgebern - vor allem mit den Ländern 
mit den Berufsorganisationen und mit der Privat- 
wirtschaft an, um diese zu veranlassen, geeignete 
Mitarbeiter für eine Tätigkeit in der Entwicklungs- 
hilfe zu beurlauben bzw. freizustellen. Das BMZ hat 
mit dafür geeigneten Unternehmen eine Verein- 
barung getroffen, wonach die deutsche Entwick- 
lungshilfe in größerem Umfang auf das Reservoir 
von Fachkräften zurückgreifen kann, das in Unter- 
nehmen zur Verfügung steht. Es ist sichergestellt, 
daß dadurch Entwicklungsexperten nicht nur eine 
intensive fachliche Betreuung durch ihr „Stamm- 
haus" erfahren und daß ihnen nach Beendigung 
ihrer Tätigkeit eine Rückkehr in das jeweilige 
Unternehmen möglich ist. Um den Anreiz für eine 
solche Tätigkeit zu erhöhen, sollen die soziale 
Sicherung und die Rückgliederung der Experten ver- 
bessert werden. Auch soll das System der Zuschuß- 
zahlungen weiter ausgebaut werden, damit es 
qualifizierten Fachkräften ermöglicht wird, als inte- ! 
grierte Kräfte in Verwaltung und Wirtschaft der ; 
Entwicklungsländer zu arbeiten. Um das Reservoir ’ 
der Experten zu erweitern, wird die Bundesregie- 
rung ferner prüfen, ob in beschränktem Umfang 
auch Angehörige von Drittländern (einschließlich 
Entwicklungsländern) im Rahmen der deutschen 
Technischen Hilfe tätig werden können. Es wird 
verstärkt darauf hingewirkt, daß deutsche Aus- 
bildungs- und Fachkräfte möglichst rasch durch ein- 
heimische Counterparts abgelöst werden können. 
Außerdem setzt sich die Bundesregierung nach- 
drücklich dafür ein, daß die Zahl der in inter- 
nationalen Einrichtungen tätigen deutschen Kräfte ^ 
entsprechend dem zunehmenden finanziellen 
Engagement der Bundesrepublik erhöht wird. 

Die Vorbereitung der deutschen Experten auf den 
Einsatz in Entwicklungsländern wurde gestrafft. Die 
Arbeit der verschiedenen Vorbereitungsstellen 


wird effizienter koordiniert. Ziel ist ein flexibles 
System fachlicher, sprachlicher, länderkundlicher 
und psychologischer Vorbereitung, das alle Ex- 
perten absolvieren und dessen Ergebnisse nach 
einem Auslandsaufenthalt wieder aufgefrischt wer- 
den sollen. 

Die Bundesregierung hat die Möglichkeit geschaf- 
fen, zunächst 50 bewährten Experten, die als Füh- 
rungskräfte vielseitig verwendbar sind, unbefristete 
Dienstverträge anzubieten. Vom Erfolg dieser Maß- 
nahme wird es abhängen, ob die unbefristeten 
Dienstverträge weiter ausgebaut werden können. 

Die Frage von unbefristeten Verträgen stellt sich 
für Entwicklungsdienste nicht, da auch der Entwick- 
lungsdienst keine Laufbahn ist und die Entwick- 
lungshelfer nur für eine befristete Zeit als solche 
tätig sind. Für den deutschen Entwicklungsdienst 
(DED) sind dies normalerweise zwei Jahre mit einer 
begrenzten Verlängerungsmöglichkeit. Darüber hin- 
aus besteht die Möglichkeit der Zweitentsendung 
von Entwicklungshelfern (gegebenenfalls als Fach- 
oder Team-Koordinatoren) bei verbesserten finan- 
ziellen Leistungen. Bis zur Mitte des Dekade wird 
eine Erhöhung der Zahl der Entwicklungshelfer des 
DED von gegenwärtig rund 1000 auf etwa 1800 bis 
1900 angestrebt. 

Um dieses Ziel zu erreichen, sind die Werbemaß- 
nahmen des DED verstärkt worden. Sie haben im 
letzten Jahr in Verbindung mit dem Inkrafttreten 
des Entwicklungshelfergesetzes zu einer erheblichen 
Steigerung der Zahl von Interessenten und Be- 
werbern geführt. Eine im vergangenen Jahr ge- 
schaffene Modellkommission für Öffentlichkeits- 
arbeit und Werbung beim DED wird die Öffentlich- 
keitsarbeit weiter intensivieren. Die Entwicklungs- 
länder stellen zunehmend höhere Anforderungen 
an Berufspraxis und Spezialkenntnisse der Entwick- 
lungshelfer. Demgemäß gewinnen die qualitativen 
Aspekte der Ausbildung und Auswahl der Entwick- 
lungshelfer zunehmend an Bedeutung. 

Der DED hat versuchsweise die Vorbereitung der 
Entwicklungshelfer in einigen Kursen bereits ins 
Gastland verlegt, um auf diese Weise die künftigen 
Entwicklungshelfer besser auf Sprache und beson- 
dere Gegebenheiten des Gastlandes vorzubereiten. 
Die Ergebnisse werden zur Zeit ausgewertet. 


Frage 11 

Welche Schritte hat die Bundesregierung unter- 
nommen, um einen verstärkten Schutz deut- 
scher Entwicklungshelfer und Experten im Aus- 
land sicherzustellen? 

Antwort 

Nicht nur die Ereignisse in Guinea, sondern auch 
Krisen und erhöhte Risiken in anderen Ländern 
haben die Bundesregierung veranlaßt, die Vor- 
kehrungen zum Schutz von Leben und Gut der im 
Rahmen der öffentlichen Entwicklungshilfe tätigen 
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Personen zu überprüfen. Hierbei ist jedoch zu be- 
rücksichtigen, daß keine rechtlichen Regelungen 
denkbar sind, die eine absolute Sicherheit gewähr- 
leisten. Die eingeleiteten Maßnahmen sind ver- 
schiedener Art. 

Dem Schutz der Experten dient unter anderem ein 
verbesserter Informationsfluß zwischen dem Pro- 
jekt und dem BMZ. Durch geeignete technische 
Maßnahmen wird die lückenlose Kenntnis des Auf- 
enthaltsortes aller Experten und Entwicklungshelfer, 
auch der privaten Organisationen, angestrebt. Auch 
die technischen Voraussetzungen in den Entwick- 
lungsländern für die Sicherung des Auslandsper- 
sonals werden verbessert (zum Beispiel Kommuni- 
kations- und Verkehrsmittel). Darüber hinaus wurde 
das Krisenmanagement innerhalb der Bundesregie- 
rung überprüft und verbessert. 

Auf bilateraler Ebene wird die Bundesregierung 
künftig in Ergänzung der Vereinbarung über die 
Entsendung deutschen Personals auch die Voraus- 
setzungen für dessen Schutz auf der Grundlage der 
bestehenden Rahmenabkommen für Technische Zu- 
sammenarbeit mit der Regierung des Gastlandes 
abstimmen. Dabei wird in jedem Einzelfall geprüft 
werden, ob die in diesem Abkommen bereits ent- 
haltenen Sicherheitsbestimmungen ausreichen. Mit 
dieser Zielsetzung wurden in letzter Zeit auch zahl- 
reiche Gespräche mit Botschaftern sowie mit Regie- 
rungsstellen der Entwicklungsländer geführt. Die 
Bundesregierung strebt an, im Benehmen mit den 
betreffenden Regierungen früher als bisher in Er- 
fahrung zu bringen, ob Entwicklungshilfe-Experten 
gefährdet sind. Das würde entsprechende Entschei- 
dungen der Bundesregierung - zum Beispiel über die 
sichere Rückführung in die BRD - erleichtern und 
beschleunigen. 

Die Bundesregierung bemüht sich auch auf inter- 
nationaler Ebene, den Schutz des Personals zu ver- 
bessern. Zu diesem Zweck hat der Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit im Januar Ge- 
spräche mit Generalsekretär U Thant und mit dem 


II. Große Anfrage der 


Frage 1 

Wann gedenkt die Bundesregierung die von 
Bundeskanzler Brandt in der Regierungserklä- 
rung vom 28. Oktober 1969 gegebenen und in 
der Kabinettvorlage vom 11. Februar 1971 
wiederholten Ankündigungen zur Stärkung, 
Verbesserung und Straffung der Entwicklungs- 
hilfe zu verwirklichen? 

Antwort 

Die Bundesregierung hat die Ankündigungen in der 
Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 und in 


Administrator des UN-Entwicklungsprogramms 
(UNDP) geführt. Das UNDP hat die Zusicherung 
gegeben, daß sich die deutschen Experten und die 
Experten anderer Nationen in ähnlichen Fällen 
künftig an die Resident Directors des UNDP mit 
jeder Bitte um Hilfestellung wenden können und 
daß von dort jede mögliche Unterstützung gewährt 
würde. Die Bundesregierung beabsichtigt, dem UN- 
Generalsekretär nach diesem Gespräch ihre Vor- 
stellungen auch schriftlich zu übermitteln. 

Die Bundesregierung hat den Entwicklungsausschuß 
(DAC) der OECD über diese Schritte unterrichtet. 
Das DAC wird diese Fragen auf einer seiner näch- 
sten Sitzungen erörtern. 


Frage 12 

Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, 
um Erfahrungen und Ersparnisse von in der 
Bundesrepublik beschäftigten Bürgern aus Ent- 
wicklungsländern für diese Länder nutzbar zu 
machen? 

Antwort 

Die Bundesregierung wird die berufliche Fort- 
bildung von Arbeitnehmern aus Entwicklungs- 
ländern verstärkt fördern. Sie wird die Rückvermitt- 
lung rückkehrwilliger Arbeitnehmer zusammen mit 
den Partnerregierungen unterstützen. In einem 
Modellprogramm wird die Fortbildung rückkehr- 
williger Arbeitnehmer aus Entwicklungsländern, 
orientiert am Bedarf dieser Länder, gefördert. Be- 
sonders ausgewählte Arbeitnehmer werden ferner 
durch Kredite und Beratung bei der Gründung von 
Klein- und Mittelbetrieben auf dem Service- und 
Zulieferersektor unterstützt. 

Diese Maßnahmen werden es auch gestatten, die 
hier gemachten Ersparnisse im Heimatland sinnvoll 
zu verwenden. 


Fraktion der CDU/CSU 


der Kabinettvorlage vom 11. Februar 1971 zur 
Stärkung, Verbesserung und Straffung der Ent- 
wicklungshilfe in wesentlichen Bereichen verwirk- 
I licht oder in Gang gesetzt. 

I a) Die Bundesregierung hat den Durchführungsweg 
der Technischen Hilfe soweit wie möglich ge- 
strafft und verbessert. Den gutachtlichen Stel- 
lungnahmen des Bundesbeauftragten für Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwaltung (BWV) folgend 
wurde am 1. 7. 1969 die Bundesstelle für Ent- 
, Wicklungshilfe (BfE) in Frankfurt errichtet. Der 
[ Aufbau der BfE wurde 1970 zügig fortgesetzt; er 
wird 1971 weitergeführt. 
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b) Zwischen der BfE und der Deutschen Förderungs- 
gesellschaft für Entwicklungsländer (GAWI) 
wurde - ebenfalls nach den Empfehlungen des 
BWV - eine neue, rationellere Arbeitsteilung 
durchgeführt. Die behördlichen Funktionen der 
Durchführung der Entwicklungshilfe wurden der 
BfE zugewiesen; die Aufgaben der Beschaffung 
und Lieferung von Ausrüstungsgegenständen so- 
wie die Einstellung und Betreuung des Projekt- 
personals und der Experten sind der GAWI 
übertragen worden. 

c) In einer umfassenden Neuorganisation des BMZ 
am 1. September 1970 wurden die ministeriellen 
Aufgaben erheblich gestrafft. Die Neuorganisa- 
tion erreicht eine Zusammenfassung gleich- 
artiger Funktionen und eine Stärkung der für 
die Vorbereitung und Aktualisierung integrier- 
ter länderbezogener Hilfeprogramme verant- 
wortlichen Länderreferate und der auf den ein- 
zelnen Sektoren Grundsatzarbeit leistenden 
Fachreferate. Sie tragt damit zugleich den Er- 
fordernissen der Zweiten Entwicklungsdekade 
Rechnung. 

d) Die Zusammenarbeit zwischen den Ressorts 
wurde unter anderem durch Absprachen, die im 
einzelnen in der Antwort zur Frage 22 aufge- 
führt sind, gefördert. 

Die Bundesregierung hat ferner, wie an anderer 
Stelle ausgeführt ist, in enger Abstimmung im inter- 
nationalen und multilateralen Bereich die Grund- 
sätze der deutschen Entwicklungshilfe in dem 
Kabinettbeschluß vom 11. Februar 1971 und damit 
eine Grundlage für eine an den Zielen und Priori- 
täten der Entwicklungsländer orientierte Verbesse- 
rung der Entwicklungshilfe geschaffen. 


F r a g e 2 

Wie gedenkt die Bundesregierung die von 
Bundeskanzler Brandt angekündigte Verdoppe- 
lung der in der Entwicklungshilfe tätigen Ex- 
perten in die Tat umzusetzen? 

Antwort 

Um Wiederholungen zu vermeiden, wird auf die 
Antwort zur Frage 10 der Fraktionen der SPD, FDP 
Bezug genommen. Ergänzend wird darauf hingewie- 
sen, daß eine Verdoppelung der Zahl der Experten 
in der zweiten Hälfte der Dekade erreichbar er- 
scheint. Um dieses Ziel erreichen zu können, werden 
die für die Technische Hilfe vorgesehenen Mittel in , 
den nächsten Jahren überproportional erhöht. Im I 
Jahre 1971 beträgt die Zuwachsrate der Verpflich- , 
tungsermächtigung für Technische Hilfe 18%. ' 


Frage 3 

Wie vertritt die Bundesregierung ihre Aussage 
in der Kabinettvorlage vom 11. Februar 1971, 


sich zu bemühen, „den inzwischen erreichten 
Stand der Leistungen" des Gesamtvolumens 
der Entwicklungshilfe (1,33% des Bruttosozial- 
produktes im Jahre 1969) beizubehalten ange- 
sichts der Tatsache, daß die Gesamtaufwendun- 
gen inzwischen auf 0,79 ®/o abgesunken sind? 

Antwort 

Die Bundesregierung hat in der erwähnten Kabi- 
nettvorlage erklärt, bemüht zu sein, den inzwischen 
erreichten Stand der Entwicklungshilfeleistungen 
beizubehalten. Dabei hat sie jedoch darauf hinge- 
wiesen, daß dafür Faktoren mitbestimmend sind, 
auf die sie keinen bzw. einen nur geringen Einfluß 
hat. Es ist auch zu berücksichtigen, daß der Anteil 
am Bruttosozialprodukt (BSP) stets gewissen 
Schwankungen unterworfen sein wird, die nicht 
allein mit Hilfe der öffentlichen Leistungen des 
Bundes kurzfristig ausgeglichen werden können. 

Die Bundesregierung ist im übrigen der Auffassung, 
daß 1970 besondere Umstände Vorgelegen haben, 
die insbesondere gekennzeichnet waren durch 

— das Ansteigen des Bruttosozialprodukts um 
nominal 12,4 ®/o, 

— das Absinken der privaten Leistungen um rund 
3,5 Mrd. DM, 

— den nicht vollständigen Abruf der im Einzel- 
plan 23 für bilaterale Kapitalhilfe veranschlag- 
ten Mittel. 

Da die privaten Leistungen auch in Zukunft starken 
Schwankungen unterworfen sein werden, wird die 
Bundesregierung der Förderung des privaten 
Kapitalexports weiterhin entsprechende Aufmerk- 
samkeit widmen. Darüber hinaus ist in der Kabi- 
nettvorlage darauf hingewiesen worden, daß ange- 
sichts der schwankenden privaten Leistungen die 
öffentliche Hilfe - die Plafonds im Haushalt des 
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit (Einzclplan 23) werden nach der gegenwär- 
tigen mehrjährigen Finanzplanung des Bundes von 
1972 auf 1973 jährlich um 11% gesteigert - schon 
zur Erreichung des 1 %-Ziels zunehmend an Bedeu- 
tung gewinnen wird. Insoweit kann auf die Aus- 
führungen Bezug genommen werden, die sich mit 
der Erreichung des Unterziels für öffentliche Hilfe- 
leistungen (0,7 Vo-Ziel) befassen (Antwort zur 
Frage 2 der Fraktionen der SPD, FDP). 


Frage 4 

Aufgrund welcher finanziellen Planungen hat 
die Bundesregierung sich im Gegensatz zu ande- 
ren Geberländern entschlossen, den im Strate- 
gie-Dokument der Vereinten Nationen festge- 
legten Prozentsatz von 0,7 °/o des Bruttosozial- 
produktes für staatliche Entwicklungshilfe- 
leistungen im Grundsatz zu akzeptieren, und 
wie gedenkt die Bundesregierung, diese inter- 
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national abgegebene Erklärung einzulösen, 
nachdem der Prozentsatz der staatlichen Hilfe 
gemessen am Bruttosozialprodukt im Jahre 
1970 auf 0,33 Vo weiter zurückgegangen ist? 


Antwort 

Zu dieser Fragestellung ist bereits bei Beantwor- 
tung der Frage 2 der Fraktionen der SPD, FDP 
Stellung genommen worden. Hier bleibt ergänzend 
hervorzuheben, daß die Bundesregierung dem 
0,7 ^/o-Ziel zugestimmt hat; hingegen hat sie sich 
dem Zeitziel („Mitte der Dekade") nicht angeschlos- 
sen, vielmehr insoweit erklärt, daß sie sich „be- 
mühen werde, dieses Ziel zu einem möglichst frühen 
Zeitpunkt zu erreichen". Diese Prüfung wird jeweils 
bei Fortschreibung der mehrjährigen Finanzplanung 
vorgenommen. 

Während die USA, Großbritannien, Japan und 
Italien sich noch nicht für das Volumenziel ausge- 
sprochen haben, ist dieses Ziel von den Nieder- 
landen, Belgien, Schweden und Norwegen ein- 
schließlich des Zeitziels akzeptiert worden. Ferner 
haben Kanada und mit gewissen Einschränkungen 
auch Frankreich dem Volumenziel zugestimmt. 


Frage 5 

Wie gedenkt die Bundesregierung die in der 
Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 und 
bei anderen Gelegenheiten gemachte Ankündi- 
gung zu verwirklichen, die finanziellen Rück- 
flüsse aus der Kapitalhilfe wieder für neue 
entwicklungspolitische Maßnahmen zu ver- 
wenden? 

Antwort 

Die Bundesregierung wird die nach Abzug des 
Tilgungsdienstes für aufgenommene Darlehen ver- 
bleibenden Rückflüsse aus der Kapitalhilfe - im 
Jahre 1971 in Höhe von etwa 90 Mio DM - zusätz- 
lich für entwicklungspolitische Maßnahmen verwen- 
den. Demgemäß ist für das Haushaltsjahr 1971 eine 
Vereinnahmung der Tilgungsrückflüsse im Haus- 
haltsplan nicht vorgesehen, sondern erstmals ein 
Leertitel ausgebracht worden (vgl. Titel 2302/186 01). 


Frage 6 

Welche Schritte wird die Bundesregierung 
unternehmen, um eine optimale Koordinierung 
unserer entwicklungspolitischen Maßnahmen 
mit den anderen Geberländern herbeizuführen? 

Antwort 

Zu dieser Fragestellung ist bereits bei Beantwor- 
tung der Frage 5 der Fraktionen der SPD, FDP 


Stellung genommen worden. Auf diese Ausführun- 
gen wird Bezug genommen. 


Frage 7 

Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang die neue Konzeption der Orga- 
nisation der entwicklungspolitischen Maßnah- 
men der Vereinigten Staaten von Amerika? 

Antwort 

Die Bundesregierung hat die kürzlich von Präsident 
Nixon vorgeschlagenen Änderungen der Organisa- 
tion der amerikanischen Entwicklungshilfe mit 
Interesse zur Kenntnis genommen. Sie begrüßt ins- 
besondere, daß eine klare Trennung zwischen 
Sicherheits- und Entwicklungshilfe gezogen wird 
und sozial orientierte Hilfsmaßnahmen stärker be- 
rücksichtigt werden sollen. Hinsichtlich einer Be- 
urteilung der Tätigkeit der beiden zu gründenden 
Institutionen für die Kapital- und Technische Hilfe 
bleibt abzuwarten, welche Ergebnisse deren Arbeit 
haben werden. 

Die Bundesregierung ist sich mit der Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika darin einig, daß 
in einer zunehmend durch wirtschaftliche Verflech- 
tung gekennzeichneten Welt wirksame Entwick- 
lungspolitik nur durch weltweite, solidarische Ko- 
operation betrieben werden kann. 


Frage 8 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Ge- 
danken einer Europäisierung des Deutschen 

Entwidklungsdienstes? 

Antwort 

Im Dezember 1970 beschloß die Generalversamm- 
lung der Vereinten Nationen die Gründung eines 
internationalen Freiwilligendienstes der Vereinten 
Nationen. Die Bundesregierung hat diesen Beschluß 
begrüßt, zumal vorgesehen ist, daß in diesem Dienst 
auch Freiwillige aus Entwicklungsländern mit- 
arbeiten sollen. Daneben werden vom International 
Secretary for Voluntary Service (ISVS), dem auch 
die Bundesrepublik Deutschland als Ratsmitglied 
angehört, erste Versuche mit multinationalen Frei- 
willigenteams durchgeführt, an denen sich auch der 
Deutsche Entwicklungsdienst beteiligt. 

Diese Maßnahmen sollen zusätzliche Anstrengungen 
zugunsten der Entwicklungsländer mobilisieren. Die 
Tätigkeit der bilateralen Freiwilligendienste wird 
dadurch jedoch nicht eingeschränkt. Es ist daher 
auch nicht etwa beabsichtigt, die Struktur des DED 
als deutscher Freiwilligendienst zu ändern und ihn 
beispielsweise in einen europäischen Freiwilligen- 
dienst aufgehen zu lassen. Es bestehen allerdings 
bereits enge Kontakte der europäischen Freiwilli- 
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gendienste untereinander, die zu einer Zusammen- 
arbeit von Freiwilligen verschiedener europäischer 
Dienste in Projekten geführt haben. Versuchsweise 
arbeiten Entwicklungshelfer des DED in Projekten 
der Europäischen Gemeinschaften in Afrika, 


Frage 9 

Welche Bedeutung haben die deutschlandpoli- 
tischen Vorstellungen der Bundesregierung bei 
der Vergabe der Entwicklungshilfe? 

Antwort 

Die Entwicklungspolitik der Bundesrepublik wird 
von den Grundsätzen der Friedenspolitik der 
Bundesregierung sowie von den Prinzipien der 
Nichteinmischung und der Zusammenarbeit mit 
allen Staaten bestimmt. Diese Politik hat seit 1969 
eine größere Flexibilität gegenüber allen außen- 
und deutschlandpolitischen Problemen erhalten. Die 
Entwicklungsländer begrüßen allgemein die Frie- 
dens- und Verständigungspolitik der Bundesregie- 
rung. Sie haben Verständnis für das Anliegen der 
Bundesrepublik, den innerdeutschen Dialog nicht 
unnötig zu erschweren. 

Die Bundesregierung geht heute nicht mehr von 
dem Grundsatz aus, in jedem Falle einer Anerken- 
nung der DDR ihrerseits die diplomatischen Be- 
ziehungen abzubrechen. Sie entscheidet vielmehr 
unter Würdigung und Abwägung der Umstände und 
Motive in jedem Einzelfall nach der besonderen 
Interesscnlage. Dieser Grundsatz gilt auch für die 
Frage der weiteren entwicklungspolitischen Zusam- 
menarbeit. Die Bundesregierung hält es für einen 
untauglichen Versuch, mit der Entwicklungshilfe 
Freunde zu kaufen. Andererseits setzt die Gewäh- 
rung von Entwicklungshilfe aber ein Mindestmaß 
partnerschaftlichen Verhaltens voraus. 


Frage 10 

Wie beurteilt die Bundesregierung die entwick- i 
lunngspolitische Konzeption und die entwick- ' 
lungspolitischen Leistungen der DDR, und 
welche realen Möglichkeiten einer von ihr an- 
gestrebten Zusammenarbeit sieht sie? 

Antwort 

Die DDR gibt Entwicklungshilfe vorwiegend nach 
außenpolitischen Gesichtspunkten; auch in den 
Jahren 1969/70 hatte die Durchsetzung der völker- 
rechtlichen Anerkennung der DDR Vorrang. Aller- 
dings wurden verstärkt sachbezogene entwicklungs- 
politische Gesichtspunkte sichtbar, die auf die Be- 
dürfnisse der Länder zugeschnitten sind. 

Die Leistungen der DDR sind im Verhältnis zu 
denen der Bundesrepublik sehr gering. Nach Schät- 


zungen dürften sie in den vergangenen Jahren 
durchschnittlich etwa 0,1 ^/o des Sozialproduktes der 
DDR betragen haben. 

Die Bundesregierung steht im Interesse der Ent- 
wicklungsländer einer entwicklungspolitischen Zu- 
sammenarbeit mit der DDR aufgeschlossen gegen- 
über. Solange sich die DDR einer innerdeutschen 
Regelung entzieht, ist an eine solche entwicklungs- 
politische Zusammenarbeit jedoch nicht zu denken. 


Frage 11 

Wie beurteilt die Bundesregierung die entwick- 
lungspolitische Konzeption und die entwick- 
lungspolitischen Leistungen der UdSSR und der 
anderen Ostblockstaaten, und welche realen 
Möglichkeiten einer Zusammenarbeit sieht sie? 

Antwort 

Die Entwicklungspolitik der UdSSR und der übrigen 
osteuropäischen Staaten muß im Rahmen ihrer ge- 
samten Politik gesehen werden. Entsprechend den 
Grundsätzen der Koexistenzstrategie bemühen sich 
die osteuropäischen Staaten, mit den Entwicklungs- 
ländern ohne Rücksicht auf deren Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung Beziehungen zu unterhalten. 
Schwerpunkte der sowjetischen Entwicklungshilfe 
sind der Nahe und Mittlere Osten, einige Länder 
Südasiens und neuerdings auch einige Staaten 
Lateinamerikas. 

Die Entwicklungshilfe der Länder des Warschauer 
Paktes wird fast ausschließlich auf bilateraler Grund- 
lage gewährt. Sie ist projektorientiert und konzen- 
triert sich auf den öffentlichen Sektor; auch die 
Technische Hilfe wird in der Regel als Teil der 
Kredithille für bestimmte Projekte geleistet. 

Die Länder des Warschauer Paktes haben es bisher 
abgelehnt, sich auf einen bestimmten Anteil der 
Entwicklungshilfe am Sozialprodukt festzulegen. 
Sie halten sich nicht für verpflichtet, den Richtsatz 
von 1 zu verwirklichen, da sie vorgeben, für die 
wirtschaftliche Unterentwicklung der Dritten Welt 
nicht verantwortlich zu sein. Trotzdem haben die 
Länder des Warschauer Paktes dem Strategie-Doku- 
ment der Vereinten Nationen für das Zweite Ent- 
wicklungsjahrzehnt grundsätzlich zugestimmt. 

Die Entwicklungshilfe der Länder des Warschauer 
Paktes dürfte in den vergangenen Jahren etwa 
0,3 ®/o ihres Sozialproduktes betragen haben. Dabei 
waren die Leistungen an die kommunistischen Ent- 
wicklungsländer wesentlich höher als an die nicht- 
kommunistischen Entwicklungsländer. 

Während die Sowjetunion bisher nicht zu erkennen 
gegeben hat, daß sie an einer Zusammenarbeit mit 
der Bundesrepublik in Entwicklungsländern inter- 
essiert ist, haben einige osteuropäische Länder ein 
starkes Interesse an einer solchen Zusammenarbeit 
bekundet. Im Rahmen von bilateralen Kooperations- 
abkommen, die mit den Ländern Jugoslawien, 
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Rumänien, Bulgarien, Ungarn, CSSR und Polen in 
den vergangenen Jahren abgeschlossen wurden, ist 
ausdrücklich eine Zusammenarbeit in dritten Län- 
dern und damit auch in Entwicklungsländern vorge- 
sehen. 

Diese Zusammenarbeit richtet sich in der Regel nach 
den gleichen Grundsätzen wie die entwicklungs- 
politische Zusammenarbeit mit allen Industrie- 
ländern. 

Im Hinblick auf die Ziele der Zweiten Entwicklungs- 
dekade begrüßt die Bundesregierung diese Entwick- 
lung, die geeignet ist, das Volumen der Entwick- 
lungshilfe zu erhöhen, die Wirksamkeit der Hilfe 
zu verbessern und die einzelnen Maßnahmen der 
verschiedenen Länder besser als bisher zu ko- 
ordinieren. Im vergangenen Jahr haben sich bereits 
verschiedene Ansatzpunkte für eine solche Zusam- 
menarbeit ergeben, die von der Bundesregierung 
zur Zeit weiter verfolgt werden. 


Frage 12 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
eine Diffamierung unserer Entwicklungspolitik 
durch die DDR in jenen Entwicklungsländern zu 
beenden, die diplomatische Beziehungen mit der 
DDR aufgenommen haben, und in welcher 
Weise wird die Bundesregierung den Schutz 
von Entwicklungshelfern und Experten ver- 
bessern, die durch DDR-Diffamierung in Gefahr 
geraten? 

Antwort 

Die entwicklungspolitischen Leistungen der Bundes- 
republik haben v/eltweite Anerkennung gefunden. 
Dies haben in der Vergangenheit wiederholt die 
Entwicklungsländer sowie die mit Entwicklungshilfe 
befaßten multilateralen und bilateralen Geber be- 
stätigt. Soweit es bei der Anerkennung der DDR 
durch Entwicklungsländer zu einer Diffamierung der 
Entwicklungspolitik der Bundesrepublik gekommen 
ist, so ist die Bundesregierung dem entgegen- 
getreten. 

In ihrer Öffentlichkeitsarbeit wird sich die Bundes- 
regierung auch künftig darum bemühen, die Ziel- 
setzungen der deutschen Entwicklungspolitik be- 
kannt und glaubhaft zu machen, die auf wirtschaft- 
liches Wachstum und auf den sozialen Fortschritt in 
den Entwicklungsländern gerichtet sind. Die Bundes- 
regierung ist im übrigen der Auffassung, daß eine 
derart sachbezogene Entwicklungspolitik durch ihre 
sichtbaren Ergebnisse langfristig erfolgreicher sein 
wird als eine auf tagespolitische Erfolge ausgerich- 
tete politische Diffamierung. 

Die Frage des Schutzes von Entwicklungshelfern und 
Experten, die durch eine solche Diffamierung in 
Gefahr geraten können, ist bereits im Zusammen- 
hang mit der Frage 11 der Fraktionen der SPD, 
FDP beantwortet worden. 


Frage 13 

Erkennt die Bundesregierung den Zusammen- 
hang zwischen ihrer Wirtschafts- und Stabili- 
tätspolitik, der dadurch entstandenen Lage und 
den negativen Auswirkungen auf die entwick- 
lungspolitischen Maßnahmen für die Dritte 
Welt? 

Antwort 

Zwischen der Wirtschafts- und Stabilitätspolitik der 
Bundesregierung und ihren entwicklungspolitischen 
Maßnahmen besteht bereits insoweit ein enger Zu- 
sammenhang, als die öffentlichen und privaten Ent- 
widdungshilfeleistungen der Bundesrepublik nur 
nach Maßgabe der deutschen Wirtschaftskraft mög- 
lich sind. 

Die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung ist unter 
anderem darauf angelegt, die Aufbringung der von 
der Bundesregierung erstrebten Entwicklungshilfe- 
leistungen zu sichern. 


Frage 14 

Welche Konzeption einer weltwirtschaftlichen 

Arbeitsteilung liegt der Entwicklungspolitik der 

Bundesregierung zugrunde? 

Antwort 

Die Bundesregierung bekennt sich zum Grundsatz 
einer stärkeren Eingliederung der Entwicklungs- 
länder in den internationalen Handel und in den 
weltweiten Wettbewerb. Diese Eingliederung trägt 
wesentlich zur Erreichung eines sich selbst tragen- 
den wirtschaftlichen Wachstums in den Entwick- 
lungsländern bei. Mit dieser Zielsetzung wird die 
Bundesregierung ihre liberale Außenwirtschafts- 
politik fortsetzen und in den Europäischen Gemein- 
schaften in diesem Sinne wirken. Neben der weite- 
ren Öffnung der Märkte helfen besondere Förde- 
rungsmaßnahmen zugunsten der Entwicklungs- 
länder, vor allem die bevorstehende Gewährung 
von Zollpräferenzen sowie bessere Informationen, 
Beratung und Technische Hilfe von der Produktent- 
wicklung bis zur Vermarktung, den Entwicklungs- 
ländern ihre Chancen auf dem kaufkräftigen deut- 
schen Markt besser nutzen zu können. 

Die meisten Entwicklungsländer sind bisher zu ein- 
seitig auf die Erzeugung und Ausfuhr von Grund- 
stoffen ausgerichtet. Die Bundesregierung arbeitet 
an den Bemühungen der internationalen Gemein- 
schaft in der Konferenz für Handel und Entwicklung 
der Vereinten Nationen (United Nations Conference 
for Trade and Development - UNCTAD) und in der 
örganisation der UN für industrielle Entwicklung 
(United Nations Industrial Development Organiza- 
tion - UNIDO) mit, die Auffächerung der Volkswirt- 
schaften voranzutreiben. Bilateral und multilateral 
trägt die Bundesregierung durch Zufuhr von Kapital 
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- sowohl durch öffentliche Hilfen als durch Privat- 
investitionen - zur Errichtung neuer Produktions- 
stätten, namentlich für die Erzeugung gewerblicher 
Halb- und Fertigwaren sowie für die Weiterver- 
arbeitung landwirtschaftlicher Erzeugnisse bei. Die 
Errichtung solcher Produktionsstätten ist aus der 
Sicht der Bundesregierung immer dann gerecht- 
fertigt und förderungswürdig, wenn sie im Einklang 
mit der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ent- 
wicklung in Entwicklungsländern einen möglichst 
hohen volks- und weltwirtschaftlichen Nutzen ver- 
sprechen. 


Frage 15 

Hat die Bundesregierung darüber Überlegun- 
gen angestellt, welche sektoralen und regio- 
nalen Strukturveränderungen in der Bundes- 
republik Deutschland in Betracht kommen, die 
sich aus einer veränderten weltwirtschaftlichen 
Arbeitsteilung ergeben würden? 

Antwort 

Die Bundesregierung ist sich der strukturellen An- 
passungsprobleme bewußt, die für einzelne Wirt- 
schaftszweige und Regionen durch eine veränderte 
internationale Arbeitsteilung und die verstärkte Ein- 
beziehung der Entwicklungsländer in die weltwirt- 
schaftliche Verflechtung entstehen können. Sie ist 
der Auffassung, daß der Strukturwandel eine uner- 
läßliche Voraussetzung für das gesamtwirtschaft- 
liche Wachstum in einer verbesserten internationalen 
Arbeitsteilung ist. Strukturänderungen, die durch 
die verstärkte Integration der Entwicklungsländer 
in die internationale Arbeitsteilung ausgelöst wer- 
den, dürfen nicht durch Erhaltungssubventionen auf- 
gehalten werden; sie müssen vielmehr, wenn erfor- 
derlich, durch angemessene strukturpolitische Maß- 
nahmen gefördert werden. Die Bundesregierung 
fördert deshalb im Rahmen ihrer wachstumsorien- 
tierten Strukturpolitik die Anpassung sowohl der 
Unternehmen als auch der betroffenen Arbeitskräfte 
an Strukturänderungen. Sie will dadurch verhindern, 
daß strukturelle Anpassungsprozesse zu uner- 
wünschten volkswirtschaftlichen und sozialpoli- 
tischen Auswirkungen führen. 

Im übrigen untersucht das Institut für Weltwirt- 
schaft in Kiel die damit zusammenhängenden Fragen 
in einer eingehenden Forschungsarbeit, die unter 
dem Arbeitstitel „Weltwirtschaftliche Struktur- 
enquete" durchgeführt wird. Der wissenschaftliche 
Beirat des BMZ befaßt sich auch mit den entwick- 
lungspolitischen Aspekten von Strukturänderungen. 


Frage 17 

Welche konkreten Maßnahmen plant die Bun- 
desregierung angesichts der wachsenden Mas- 
senarbeitslosigkeit in den Entwicklungsländern? 

Antwort 

Wegen des engen Sachzusammenhanges erscheint es 
zweckmäßig, die Fragen 16 und 17 gemeinsam zu 
beantworten. Landflucht und Arbeitslosigkeit in 
Entwicklungsländern sind so schwierige Probleme, 
daß kurzfristige Lösungen nicht zu erwarten sind; 
Beiträge einzelner Industrieländer müssen marginal 
bleiben. Der Landflucht kann nur dadurch wirksam 
begegnet werden, daß Lebensbedingungen und 
Arbeitsmöglichkeiten auch außerhalb der Ballungs- 
zentren verbessert werden. Ein Beispiel dafür, wel- 
che einschneidenden Maßnahmen erforderlich sind, 
bilden die Ergebnisse und Empfehlungen der ILO- 
Studien-Kommission, die diese Problematik in 
Kolumbien untersucht hat. Die Entwicklungsländer 
werden selbst die Hauptlast der Verantwortung 
und der Kosten zu tragen haben. Quantitativ be- 
deutsame Außenbeiträge erfordern gemeinsame und 
koordinierte Anstrengungen verschiedener Indu- 
strieländer. Die Bundesregierung wird sich an geeig- 
neten internationalen Aktionen aktiv beteiligen. 

In der entwicklungspolitischen Konzeption der Bun- 
desregierung spielt die Bekämpfung von Arbeits- 
los ";keit und Unterbeschäftigung eine zentrale 
Rolle. Beschäftigungsintensive Sektoren und Ver- 
fahren werden besonders berücksichtigt; bei den 
entw.cklungspolitischen Maßnahmen wird unter Be- 
rücksict:' igung des Rentabilitätsgesichtspunktes auf 
einen möglichst hohen Beschäftigungseffekt ge- 
achtet. 

Gezielte Maßnahmen sind insbesondere in folgen- 
den Bereichen vorgesehen: 

— Ländliche Strukturverbesserung zur Bekämpfung 
der Landflucht durch arbeitsintensive und Diver- 
sifizierungsvorhaben der Agrarwirtschaft, zum 
Ausbau der wirtschaftlichen und sozialen Infra- 
struktur und zur Schaffung gewerblicher Arbeits- 
plätze; 

— Verbindung von Kredithilfen an Entwicklungs- 
banken und Technischer Hilfe für die Klein- und 
Mittelindustrie; 

— besondere Kreditsysteme für Landwirtschaft und 
Kleingewerbe; 

— Beteiligung an Landeswährungskosten in geeig- 
neten Fällen, um beschäftigungsintensive Alter- 
nativen nicht auszuschließen; 

— gezielte Erarbeitung, Übertragung und Anpas- 
sung von Technologien; 

Beschäftigungs- und umweltorientierte Reform 
des Bildungswesens, insbesondere der Berufsaus- 
bildungssysteme; 

Jugend- und Freiwilligendienste, insbesondere 
im Bereich des Community Development und des 
Selbsthilfe-W ohnungsbaues ; 


Frage 16 — 

Mit welchen Maßnahmen gedenkt die Bundes- 
regierung den Problemen der Landflucht und 
der daraus resultierenden Massierung von , — 
Arbeitslosen in den Großstädten der Entwick- 
lungsländer zu begegnen? ; 
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— Fortbildungs-, Beratungs- und Kredithilfen für i 
rückkehrwillige und qualifizierte Arbeitnehmer | 
aus Entwicklungsländern. 


Frage 18 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um die ausländischen Partner von ge- 
meinsamen Unternehmen (Jointventures) durch 
betriebswirtschaftliche Ausbildung und Fort- 
bildung zu fördern und auf ihre Management- 
aufgaben vorzubereiten? 

Antwort 

Entsprechend den Richtlinien der Bundesregierung 
zur Fortbildung von Fach- und Führungskraften aus 
Entwicklungsländern (Fassung vom 12. Dezember 
1969, Bundesanzeiger Nr. 239 vom 24. Dezember 
1969) haben Fortbildungsmaßnahmen zur perso- 
nellen Unterstützung öffentlicher und privater Pro- 
jekte der Entwicklungshilfe Priorität. 

Soweit es sich nicht um Fortbildungsmaßnahmen 
handelt, die der deutsche Partner auf Grund ver- 
traglicher Verpflichtung durchzuführen hat, wurde 
und wird technisches und kaufmännisches Personal 
in speziellen Managementkursen in Deutschland, 
aber auch in den Projekten in den Entwicklungs- 
ländern, ausgebildet. Wegen der starken Nachfrage 
und der besonderen entwicklungspolitischen Wir- 
kungen ist die Errichtung eines Managementaus- 
bildungszentrums unter Beteiligung interessierter 
deutscher Partner beabsichtigt; auf diesem Weg soll 
die systematische Aus- und Weiterbildung des 
Managements verstärkt gefördert werden. 


Frage 19 

Welche der Bedeutung der Privatinvestitionen 
angemessenen zusätzlichen Verbesserungen des 
Entwicklungshilfesteuergesetzes plant die Bun- 
desregierung? 

Antwort 

Das Entwicklungshilfesteuergesetz ist bis zum 
31. Dezember 1972 befristet. Die Bundesregierung 
plant bis dahin keine weiteren Änderungen dieses 
Gesetzes. 


Frage 20 

Mit welchen Maßnahmen gedenkt die Bundes- 
regierung der immer größer werdenden Ver- 
schuldung der Entwicklungsländer zu begegnen? 

Antwort 

Diese Frage stimmt im wesentlichen mit der Frage 8 
der Fraktionen der SPD, FDP überein. Es kann daher 
auf die Beantwortung jener Frage verwiesen 
werden. 


Frage 21 

Wie beurteilt die Bundesregierung die von Mit- 
gliedern der Bundesregierung wiederholt ge- 
machte Anregung, sich bei der Lieferung von 
Waffen und Gerät auf das Gebiet der Mitglieds- 
länder des Nordatlantischen Bündnisses zu be- 
schränken? 


Antwort 

Im Rahmen ihrer Entwicklungshilfe liefert die Bun- 
desregierung weder Waffen noch Gerät. Die An- 
regungen, sich bei der Lieferung von Waffen und 
Gerät auf das Gebiet der Mitgliedsländer des Nord- 
atlantischen Bündnisses zu beschränken, sind zur 
Zeit Gegenstand von Beratungen der Bundesregie- 
rung. 


Frage 22 

Teilt die Bundesregierung die Meinung von 
Bundesminister Eppler, wonach aufgrund der 
erweiterten Erkenntnisse der Bundeskanzler- 
Erlaß aus dem Jahre 1964 keine ausreichende 
Grundlage mehr für die notwendige Zusammen- 
arbeit der verschiedenen Ressorts der Bundes- 
regierung bei der Durchführung der entwick- 
lungspolitischen Maßnahmen darstellt, und ist 
der Bundeskanzler gegebenenfalls bereit, eine 
der Aufgabe angemessene neue Organisations- 
direktive zu erlassen? 


Antwort 

Der Organisationserlaß vom 23. Dezember 1964, der 
die grundsätzliche Abgrenzung der Geschäfts- 
bereiche auf dem Gebiet der Entwicklungshilfe fest- 
legt, wurde in den beiden letzten Jahren durch Ver- 
einbarungen zwischen den Ressorts ergänzt und 
konkretisiert. Bei diesen Vereinbarungen handelt es 
sich um: 

- — Die Vereinbarung über die Neuordnung der Zu- 
sammenarbeit zwischen Presse und Informations- 
amt der Bundesregierung und Bundesministe- 
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit vom 
18. November 1969; 

— die Vereinbarung zwischen dem Bundesminister 
für Wirtschaft und dem BMZ vom 15. Mai 1970 
über die Behandlung von Projekten der Kapital- 
hilfe; 

— die Vereinbarung zwischen dem Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und 
dem BMZ vom 17. Juli 1970 über die Abgren- 
zung der Zusammenarbeit im Rahmen der Tech- 
nischen Hilfe einschließlich der landwirtschaft- 
lichen Bildungshilfe; 

Eine Vereinbarung zwischen dem BMZ und dem 
Bundesminister für Wissenschaft und Bildung wird 
in Kürze abgeschlossen. 
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Diese Gesamtregelung, die auf dem Erlaß von 1964 
und den genannten Vereinbarungen der Ministerien 
und des BPA aus den Jahren 1969 und 1970 beruht, 
hat sich als gute Grundlage für eine effiziente Ent- 
wicklungspolitik erwiesen. 

Der Bundeskanzler hält es daher nicht für notwen- 
dig, eine neue Organisationsdirektive zu erlassen. 


Frage 23 

Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang die im Programm der CDU ge- 
forderte Zusammenfassung aller Zuständig- 
keiten für die Entwicklungspolitik in einem 
Ministerium? 

Antwort 

Die Bundesregierung verweist hierzu auf die Ant- 
wort zu Frage 22. 


Frage 24 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen, um ihre Erkenntnisse und Konzep- 
tionen auf dem Gebiet der Entwicklungspolitik 
auch den Auslandsvertretungen der Bundes- 
republik Deutschland als Grundlage für ihre 
diesbezügliche Tätigkeit zu übermitteln? 

Antwort 

Das Auswärtige Amt unterrichtet die Auslandsver- 
tretungen laufend durch Rund- und Einzelerlasse 
über Vorstellungen und Entscheidungen der deut- 
schen Entwicklungspolitik. 

Ergänzend werden die Wirtschafts- und Kulturrefe- 
renten der deutschen Auslandsvertretungen zur 
Unterrichtung und Erörterung entwicklungspoli- 
tischer Grundsatzfragen nach Bonn berufen. Die 
letzte Tagung dieser Art mit den Wirtschaftsrefe- 
renten der deutschen Auslandsvertretungen in 
Lateinamerika fand im März 1971 statt. 

Angehörige des Auswärtigen Amtes, welche erst- 
mals an deutschen Vertretungen in Entwicklungs- 
ländern mit Aufgaben auf dem Gebiet der Entwick- 
lungspolitik befaßt werden, erhalten künftig neben 
ihrer Information durch die zuständigen Bundes- 
ressorts eine besondere Vorbereitung auf ihre 
Tätigkeit durch das Deutsche Institut für Entwick- 
lungspolitik in Berlin, 


Frage 25 

Ist die Bundesregierung bereit, sich bei der Be- 
wältigung der ungelösten Probleme der Organi- 
sation der Entwicklungshilfe insbesondere im 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam- 


menarbeit und der daraus resultierenden ge- 
geringen Effizienz von Fachleuten für Organisa- 
tionsfragen beraten zu lassen? 

Antwort 

Das besondere organisatorische Problem der Ent- 
wicklungshilfe liegt darin, die neue komplexe Auf- 
gabe in eine gewachsene Verwaltungsstruktur ein- 
zufügen, zugleich aber die Interdependenz der 
außenpolitischen, wirtschaftlichen, finanziellen und 
sozialen Aspekte der Entwicklungshilfe zu beachten. 

Um in organisatorischer Hinsicht eine zweckmäßige 
und effiziente Lösung zu erreichen, hat die Bundes- 
regierung frühzeitig Fachleute für Organisations- 
fragen zugezogen. 

Gegenwärtig unterhält das BMZ mit externen Be- 
ratungsunternehmen zu Fragen der Organisation, 
Automation und Rationalisierung des Geschäfts- 
ablaufs Kontakte, allerdings mit dem Ergebnis, daß 
noch so qualifizierte externe Beratungsunternehmen 
allein nicht zu Lösungsvorschlägen in der Lage sind. 
Es hat sich gezeigt, daß die Entwicklungshilfe als 
eine neuartige und vielschichtige Aufgabe mit den 
Tätigkeiten herkömmlicher Verwaltungen nicht ver- 
gleichbar ist. Hier ist es ungleich schwerer, prak- 
tikable Lösungen zu finden. 

Wenn man die Bemühungen anderer Industrieländer 
und internationaler Organisationen auf diesem Ge- 
biet in Rechnung stellt, wird man feststellen, daß die 
derzeitige Organisationsstruktur der deutschen Ent- 
wicklungshilfe - gemessen an den besonderen Ge- 
gebenheiten “ sehr wirksam ist. 


Frage 26 

Wie gedenkt die Bundesregierung ihrer Ver- 
antwortung für eine ordnungsgemäße Projekt- 
findung, Projektdurchführung und Projekte- 
valuierung im Rahmen der Technischen Hilfe 
gerecht zu werden angesichts der Tatsache, daß 
die hierfür eingerichteten Stellen zur Erfüllung 
dieser Aufgabe unzulänglich ausgestattet sind 
und mangels Integration in das Bundesministe- 
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit zu 
keiner wirksamen Tätigkeit zu kommen 
scheinen? 

Antwort 

Es trifft zu, daß Projektfindung, -durchführung und 
-evaluierung im Bereich der Technischen Hilfe einer- 
seits der Verantwortung der Bundesregierung unter- 
stellt, andererseits aber zum Teil durch Dritte, d. h. 
Stellen außerhalb der Bundesverwaltung, abzu- 
wickeln sind. Dieses Verfahren ist bei Übernahme 
der Aufgaben der Entwicklungshilfe aufgrund der 
damaligen politischen Gegebenheiten gewählt 
worden. 

Im Hinblick auf die internationale Verflechtung hält 
es die Bundesregierung für erforderlich, im Zuge 
der Reorganisation der deutschen Entwicklungshilfe 
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eine verbesserte Ausgangslage der Präsenz der 
deutschen Entwicklungshilfe an Ort und Stelle zu 
schaffen. Bei jeder organisatorischen Neuregelung 
ist zu berücksichtigen, daß im Rahmen der Zweiten 
Entwicklungsdekade die öffentlichen Leistungen der 
Entwicklungshilfe insbesondere im Bereich der für 
die Auslandsvertretungen besonders arbeitsinten- 
siven Technischen Hilfe anwachsen und damit auch 
die Anforderungen an diese Vertretungen erheblich 
steigen werden. Dadurch wird - wie die Reform- 
kommission des Auswärtigen Dienstes empfiehlt - 
in einer Reihe von Vertretungen eine Neuverteilung 
der Aufgaben, die auch die Schaffung neuer Arbeits- 
einheiten mit sich bringen kann, notwendig werden. 
Zur Erfüllung der steigenden Aufgaben kann es 
erforderlich werden, insbesondere im Hinblick auf 
die notwendige Koordinierung einen oder mehrere 
Mitarbeiter innerhalb einer Auslandsvertretung 
speziell hierfür einzusetzen. 


Frage 27 

Ist die Bundesregierung auch im Hinblick auf 
die Ergebnisse eines kürzlich abgehaltenen An- 
hörungsverfahrens bereit, dem Deutschen Bun- 
destag im Abstand von zwei Jahren einen 
Bericht über die entwicklungspolitischen Maß- 
nahmen in diesem Zeitraum vorzulegen, der, 
auch soweit dies möglich ist, die Effizienz an- 
hand einer Kosten-Nutzen-Analyse kritisch 
würdigt? 

Antwort 

Schon bisher wurden die zuständigen Ausschüsse 
des Deutschen Bundestages im Rahmen der Haus- 
haltsvorschriften über einzelne Bereiche der deut- 
schen Entwicklungshilfe regelmäßig unterrichtet. 
Gleiches gilt in bezug auf den umfassenden Bericht 
der Bundesregierung, der jährlich an den Entwick- 
lungshilfeausschuß (DAC) der OECD gegeben wird 
und in bezug auf den Jahresbericht des DAC- 
Vorsitzenden. Die im Februar beschlossene entwick- 
lungspolitische Konzeption für die Zweite Entwick- 
lungsdekade wird in etwa zweijährigem Turnus 
überprüft werden. Grundlage dafür wird ein Bericht 
über die abgeschlossene Periode und die Effizienz 
der entwicklungspolitischen Maßnahmen sein. Die- 
ser Bericht wird jeweils dem Deutschen Bundestag 
und der Öffentlichkeit vorgelegt werden. 


Frage 28 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung nach den jüngsten Erfahrungen zur 
Sicherung der im Ausland im Rahmen der Ent- 
wicklungshilfe tätigen Personen, und wie kann 
nach den Vorstellungen der Bundesregierung 
eine Verbesserung des Status der deutschen 
Experten hinsichtlich 

a) Auswahl, 

b) Ausbildung, 


c) Aufgabenstellung, 

d) rechtlicher Status im Ausland, 

e) arbeitsrechtlicher, wirtschaftlicher und sozia- 
ler Status während der Auslandstätigkeit 
und nach der Rückkehr 

erreicht werden? 

Antwort 

Der erste Teil der Frage stimmt mit Frage 11, der 
zweite Teil stimmt mit Frage 10 der Fraktionen der 
SPD, FDP überein. Dort ist zu den Maßnahmen, die 
die Bundesregierung hinsichtlich einer Verbesse- 
rung des Schutzes und des Status der deutschen 
Experten zu treffen beabsichtigt, eingehend Stel- 
lung genommen. Daher kann auf die dortigen Aus- 
führungen Bezug genommen werden. 

Es wird angestrebt, die arbeitsrechtlichen Bedingun- 
gen der Experten durch Tarifverhandlungen, die 
demnächst mit der OTV begonnen werden, zu ver- 
bessern. Entsprechende Verhandlungen werden zur 
Zeit vorbereitet. 

Neben Verbesserungen auf sozialem Gebiet, die im 
Rahmen der erwähnten Tarifverhandlungen erörtert 
werden sollen - zu erwähnen ist hier die Verbesse- 
rung der Regelung einer Übergangshilfe -, soll für 
die Experten eine zusätzliche Altersversorgung ge- 
schaffen werden, die neben ihre Versorgung aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung treten wird. 


Frage 29 

Wie gedenkt die Bundesregierung das entwick- 
lungspolitische Engagement interessierter 
Gruppen insbesondere bei der Jugend zu 
fördern? 

Antwort 

Die Bundesregierung begrüßt das wachsende En- 
gagement zahlreicher Gruppen, insbesondere in der 
Jugend, die sich kritisch mit Problemen der Entwick- 
lungspolitik 'auseinandersetzen. Sie betrachtet dies 
als Ausdruck der Bereitschaft zur Solidarität mit 
den benachteiligten Menschen in der Dritten Welt. 
Durch Informationen und finanzielle Zuwendungen 
unterstützt die Bundesregierung Initiativen und 
Aktionen, die in der Öffentlichkeit die wirtschaft- 
lichen, politischen und sozialen Probleme der Drit- 
ten Welt bewußt machen und das Verständnis für 
die wechselseitigen Abhängigkeiten sowie für die 
partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen Indu- 
strie- und Entwicklungsländern wecken. 

Allerdings gibt es auch in der Jugend Vorurteile 
und Verhaltensweisen, die einer internationalen 
Verständigung entgegenwirken. Eine im Auftrag 
des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit erstellte Schulbuchanalyse zeigt, daß die 
in der Schule vermittelten Lehrinhalte solche Ein- 
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Stellungen vielfach noch verstärken, anstatt sie ab- 
zubauen. Deshalb sind Schule und Lehrerbildung ein | 
Schwerpunkt der entwicklungspolitischen öffentlich- ' 
keitsarbeit. Das Bundesministerium für Wirtschaft- l 
liehe Zusammenarbeit fördert die Entwicklung und 
Erprobung neuer Unterrichtsmodelle und Lehrmate- 
rialien; darüber hinaus bemüht es sich, die Verant- 
wortlichen in Erziehung und Ausbildung an die 
Aufgaben und Probleme der Entwicklungshilfe : 
heranzuführen. 


Frage 30 

Welche Konzeption leitet die Bundesregie- 
rung bei ihren zukünftigen Maßnahmen auf 
dem Gebiet der Bildungs- und Ausbildungshilfe 
aufgrund der gemachten Erfahrungen? 

Antwort 

Die Bundesregierung betrachtet die Verbesserung i 
der allgemeinbildenden und der berufsbildenden | 
Erziehung in Entwicklungsländern als wesentliche ! 
Voraussetzung jedes wirtschaftlichen und sozialen 
Fortschritts. Sie mißt daher der Bildungshilfe im 
Rahmen ihrer Entwicklungspolitik hohe Priorität zu. 

Bildungshilfe umfaßt die Förderung des allgemein- i 
bildenden Erziehungswesens von der Alphabet!- ! 
sierung bis zu Förderungsmaßnahmen im Universi- ; 
tätsbereich (zum Beispiel Stipendienwesen, Aus- ] 
tausch von Wissenschaftlern sowie Unterstützung 
infrastruktureller Voraussetzungen). Sie umfaßt 
ferner die Berufsbildung sowie die Aus- und Fort- 
bildung von Führungskräften in den Entwicklungs- 
ländern selbst und in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Auch die Arbeit der deutschen kulturellen 
Einrichtungen in Entwicklungsländern (deutsche 
Schulen und Kulturinstitute) berücksichtigt in wach- 
sendem Maße die spezifischen Bildungsziele der | 
Entwicklungsländer. 

Art und Umfang der Förderungsmaßnahmen sollen 
sich im Rahmen der Länderhilfeprogramme unter 
Berücksichtigung regionaler Gesichtspunkte vor 
allem an folgenden Leitlinien orientieren: 

— Förderung struktureller Reformen in Entwick- 
lungsländern vor einer quantitativen Auswei- 
tung bestehender Systeme, 

— Anpassung der Ausbildungsinhalte und -metho- 
den an die sich ändernden Erfordernisse der 
Arbeitswelt vor allem in ländlichen Regionen, 

— gemeinsame Entwicklung neuer an die Bedürf- 
nisse der Entwicklungsländer angepaßter Lehr- 
und Lernverfahren, 


— Stärkung der Selbständigkeit der Entwicklungs- 
länder im Bereich der Erziehung und Berufs- 
bildung. 

Diese Leitlinien beruhen auf den Erkenntnissen und 
Erfahrungen der bisherigen bilateralen Hilfe und 
entsprechen auch den Vorstellungen der multilate- 
ralen Organisationen, mit denen die Bundesregie- 
rung ihre Maßnahmen der Bildungshilfe weiter eng 
abstimmt. Zur internationalen Zusammenarbeit 
tragen regelmäßige Konsultationen mit der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation (International 
Labour Office - ILO) und der Organisation für Er- 
ziehung, Wissenschaft und Kultur der Vereinten 
Nationen (United Nations Educational, Scientific 
and Cultural Organization) bei. 

Im Bereich der Bildungshilfe ist es besonders not- 
wendig, daß die zur Erziehung und Berufsbildung 
wichtigen gesellschaftlichen Gruppen und privaten 
Organisationen in Deutschland weiterhin zu einer 
nachhaltigen Zusammenarbeit mit entsprechenden 
Institutionen in Entwicklungsländern bereit sind. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, im Laufe dieses 
Jahres ein Grundsatzprogramm der Bildungs- und 
Wissenschaftshilfe aufzustellen, in dem sie ihre 
Konzeption auf diesem Gebiet der Entwicklungspoli- 
tik präzisiert. 


Frage 31 

Welche entwicklungspolitisch relevante Bedeu- 
tung sieht die Bundesregierung in kommunalen 
Partnerschaften zwischen Städten der Entwick- 
lungsländer und der Bundesrepublik Deutsch- 
land? 

Antwort 

Für die Aufgaben der Entwicklungshilfe sollten alle 
leistungsfähigen und engagierten Kräfte in unserem 
Staat gewonnen werden. Kommunale Partnerschaf- 
ten sind ein wirksames Mittel, um die Entwicklungs- 
politik der Bundesregierung durch Herstellung un- 
mittelbarer menschlicher und fachlicher Beziehungen 
zu ergänzen, ihre Wirkung zu erhöhen und die 
Bedeutung der Kommunalverwaltung für eine frei- 
heitliche Lebensauffassung und für eine demokra- 
tische Ordnung hervorzuheben. Kommunale Part- 
nerschaften werden auf der Grundlage gegenseitiger 
Anerkennung der Eigenverantwortlichkeit der Part- 
ner vereinbart. Das Bundesministerium für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit erarbeitet zur Zeit 
Richtlinien, nach denen Einzelmaßnahmen im Rah- 
men kommunaler Partnerschaften gefördert werden 
können. 

Eppler 


16 



Deutscher Bundestag — • 6. Wahlperiode Drucksache VI/2053 


Anlage 1 


Entwicklungspolitische Konzeption der Bundesrepublik Deutschland 
für die Zweite Entwicklungsdekade 
“ Kabinettbeschluß vom 11. Februar 1971 - 


A. 

Künftige Akzente der deutschen Entwicklungs- 
politik in der Zweiten Entwicklungsdekade 


Die Bundesregierung wird in ihren Zielseitzungen, 
Grundsätzen und Aktivitäten für die Zweite Ent- 
wicklungsdekade unter Berücksichtigung der Aus- 
führungen in den Abschnitten B bis F im Rahmen 
ihrer finanziellen Möglichkeiten folgende Akzente 
setzen: 


1. Globale Entwicklungsstrategie 

Die Bundesregierung unterstützt grundsätzlich die 
qualitativen und quantitativen Ziele, die inter- 
national für die Zweite Entwicklungsdekade gesetzt 
sind. Sie unterstützt auch durch ihre bilaterale Ent- 
wicklungspoiitik die Entwicklungsstrategie der Ver- 
einten Nationen. Sie erstrebt ein effizientes System 
multilateraler Hilfe und intensivere Formen bi- 
lateral-multilateraler Zusammenarbeit. 


2. Integrierte Entwicklungshilfe 

Die Bundesregierung will enge und flexible Zusam- 
menarbeit zwischen staatlicher und nicht-staatlicher 
Entwicklungshilfe. Wie die staatliche sollte sich auch 
die Entwicklungshilfe nicht-staatlicher Institutionen 
an den Zielen des jeweiligen Entwicklungslandes 
und an ihren Prioritäten orientieren. In partner- , 
schaftlicher Kooperation sollen ständig Informa- 
tionen und Erfahrungen ausgetauscht und Absichten 
abgestimmt werden. Die staatliche Entwicklungs- 
politik wird in der Zweiten Entwicklungsdekade ver- 
stärkt auf kritische Würdigung und Unterstützung 
der Öffentlichkeit angewiesen sein, um zusätzliche I 
Hilfsquellen zu erschließen und Strukturanpassun- 
gen in der Bundesrepublik Deutschland zu er- 
leichtern. I 


3. Länderbezogene Aktivitäten 

Die entwicklungspolitischen Entscheidungen sollen 
künftig stärker als bisher auf der Grundlage länder- i 
bezogener Hilfeprogramme getroffen werden, in ! 
denen der Differenziertheit der Entwicklungsländer 
besser Rechnung getragen, Prioritäten für Projekte 
festgelegt, die Vielzahl isolierter Einzelprojekte zu ; 
einem konsistenten Programm zusammengefaßt und | 


die Anstrengungen von Industrie- und Entwick- 
lungsländern besser koordiniert werden können. 

Aus diesem Grunde werden im Gesamtrahmen der 
deutschen Entwicklungspolitik die länderbezogenen 
Hilfeprogramme verstärkt. 


4. Darstellung und Anpassung des Instrumentariums 

a) Konzentrierter Einsatz 

und sektorale und regionale Einpassung 

Im Vergleich zu den Aufgaben in Entwicklungs- 
ländern werden die Mittel immer knapp sein. Ein 
konzentrierter Einsatz der Instrumente in einzelnen 
Ländern, Sektoren und Regionen ist nötig. Dabei 
soll der Koordinierung der Instrumente besondere 
Beachtung geschenkt werden. Zuschüsse, Kredite, 
materielle und personelle Hilfe sind in flexiblen 
Kombinationen einzusetzen und, soweit angängig, 
in größeren Vorhaben zu verbinden. 

Die Bundesregierung wird auch Beiträge zu be- 
grenzten regionalen und sektoralen Programmen 
der Entwicklungsländer leisten. 

b) Anpassung der Bedingungen 

Die Bedingungen der öffentlichen Entwicklungshilfe 
sind unter Berücksichtigung der Lage der Entwick- 
lungsländer flexibler und günstiger zu gestalten. 
Dazu sollen vor allem beitragen: ein höherer Anteil 
der Zuschüsse, die rasche Erfüllung der Empfehlung 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit und Entwicklung (Organisation for Economic 
Cooperation and Development - OECD) über Kredit- 
konditionen, sowie unsere Bemühungen um den 
Abbau der Lieferbindung und die Beteiligung an 
Landeswährungskosten. 


5. Schwerpunktbereiche 

Folgende Bereiche werden von besonderer Bedeu- 
tung sein: 

a) Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Unter- 
beschäftigung, vor allem durch Förderung 
arbeitsintensiver Landwirtschafts-, Infrastruktur- 
und Industrievorhaben sowie von Jugend- und 
Freiwilligendiensten. 

b) Arbeits- und umweltorientiertes Bildungssystem 

zur Aktivierung der Fähigkeit zur Selbsthilfe, 
vor allem durch Förderung von Berufsbildungs- 
organisationen sowie unmittelbar anwendbarer 
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und ausbaufähiger Grunderziehung, insbeson- 
dere außerhalb des formalen Schulwesens. Dabei 
sind auch Massenmedien einzusetzen. 

c) Strukturverbesserung in ländlichen Regionen, | 

vor allem durch Förderung einer produktiven I 
und diversifizierten Landwirtschaft, einschließ- 
vor- und nachgelagerter Sektoren, sowie einer j 
leistungsfähigen Infrastruktur mit gewerblichen 
Arbeitsplätzen außerhalb der Ballungszentren. 

i 

d) Ausweitung und Diversifizierung des gewerb- ; 
liehen Sektors, vor allem durch Förderung pro- | 
duktiver Vorhaben im Bereich besonders ent- | 
wicklungswirksamer Industrien, devisensparen- 
der bzw. devisenbringender Projekte sowie von 
Maßnahmen zur Steigerung der Ausfuhren der 
Entwicklungsländer insbesondere im Bereich der 
Produktentwicklung und Vermarktung. 

e) Stärkung der Planungs- und Organisationsfähig- i 
keit der Entwicklungsländer, vor allem durch 
Beratung und Managementhilfen für zentrale 
Stellen, Organisationen und Wirtschaftsunter- 
nehmen, gemeinsame Erarbeitung der wissen- 
schaftlichen Grundlagen und Fortbildung von 
hochqualifiziertem Personal. 

f) Unmittelbare Hilfe zur Verbesserung der Lebens- ^ 
bedingungen, vor allem durch Förderung von 
Organisationen, Zentren und integrierten Pro- 
grammen für Familienplanung, Gesundheits- i 
und Ernährungshilfe. Auch hier wird die Förde- | 
rung der Kommunikationsmittel wichtiger | 
werden. ! 


B. 

Ziele und Grundsätze 
der deutschen Entwicklungspolitik 

Die Bundesregierung strebt im Einklang mit dem 
Strategie-Dokument der Vereinten Nationen (UN) 
als Ziel für die Zweite Entwicklungsdekade die För- 
derung des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts 
der Entwicklungsländer in einem System weltweiter 
Partnerschaft an, um die Lebensbedingungen der 
Bevölkerung in diesen Ländern zu verbessern. Dies 
liegt auch im Interesse der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Wirtschaftlich werden dadurch Voraussetzun- 
gen für den erweiterten Austausch von Gütern und 
Dienstleistungen im beiderseitigen Interesse ge- j 
schaffen. Wirksame Entwicklungspolitik festigt die ! 
internationale Stellung der Bundesrepublik Deutsch- ; 
land. Sie vergrößert langfristig die Chancen der 
Friedenssicherung. 

Entwicklungspolitik fügt sich damit in die Gesamt- | 
Politik der Bundesrepublik Deutschland und in das 
Geflecht ihrer auswärtigen Beziehungen ein. Erfolg 
kann nur eine Entwicklungspolitik haben, die in | 
Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern, den | 
anderen Geberländern sowie internationalen Insti- | 


tutionen und Organisationen ständig den Ausgleich 
der Interessen aller Beteiligten erstrebt. Sie taugt 
nicht als Instrument kurzfristiger außenpolitischer 
Erwägungen. 

Die Bundesregierung versucht nicht, den Partner- 
ländern politische sowie gesellschafts- oder wirt- 
schaftspolitische Vorstellungen aufzudrängen. Sie 
entscheidet in enger Kooperation mit dem jeweiligen 
Entwicklungsland und anderen Partnern, welche 
Maßnahmen sie entsprechend ihren Möglichkeiten, 
ihren Vorstellungen und ihrem Instrumentarium 
unterstützen will. 

Entwicklungspolitik hat eigene Methoden und In- 
strumente. Sie bedarf aber der Ergänzung durch 
Maßnahmen in anderen Bereichen der deutschen 
Politik. Als Teil der Gesamtpolitik der Bundes- 
regierung muß sie daher mit anderen Zielsetzungen 
der Bundesregierung abgestimmt werden. 

Die entwicklungspolitische Zusammenarbeit wird in 
wachsendem Umfang in der Form partnerschaft- 
licher Kooperation durchzuführen sein. 

Wirksame Entwicklungshilfe ist angewiesen auf die 
Zustimmung und Zusammenarbeit breiter Bevölke- 
rungsschichten in Entwicklungsländern. Die gesell- 
schaftlichen Gruppen unseres Volkes sind an der 
Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern aktiv zu 
beteiligen. Die Bundesregierung ist bereit, die 
Arbeit dieser Gruppen auch künftig finanziell zu 
unterstützen. 

Der Außenwirtschaftspolitik kommt für den Fort- 
schritt der Entwicklungsländer entscheidendes Ge- 
wicht zu. Die Bundesregierung wird besonders dar- 
auf hinwirken, daß die Handelspolitik der Euro- 
päischen Gemeinschaften (EG) den lebenswichtigen 
Interessen der Entwicklungsländer verstärkt Rech- 
nung trägt. Sie wird vor allem auch darum bemüht 
sein, daß das System allgemeiner Handelspräfe- 
renzen gegenüber den Entwicklungsländern ver- 
wirklicht und ausgebaut wird. 

Die Bundesregierung anerkennt die große Bedeu- 
tung des privaten Kapitaltransfers in Entwicklungs- 
länder. Deren eigene Aufgabe ist es, ausländische 
Investitionen nach ihren eigenen Zielen und Priori- 
täten zu lenken und zu fördern. Die Bundesregierung 
begrüßt ihrerseits insbesondere private Direkt- 
investitionen, die partnerschaftlich angelegt sind 
und zum Beispiel durch technologische Ausstrahlung, 
Nutzung und Entfaltung heimischer Ressourcen, Er- 
gänzung einheimischer Produktionsstrukturen, Ex- 
portdiversifizierung und Beschäftigung in besonde- 
rem Maße den wirtschaftlichen und gesellschaft- 
lichen Bedürfnissen der Entwicklungsländer dienen. 
Die Bundesregierung wird sich am länderbezogenen 
wie am globalen internationalen Informationsaus- 
tausch und an der entwicklungspolitischen Koopera- 
tion aktiv beteiligen. Sie wird multilaterale Organi- 
sationen in finanzieller und personeller Hinsicht 
weiterhin unterstützen. Die Bundesregierung wird 
konstruktiv vor allem in den internationalen Insti- 
tutionen mitwirken, in denen Empfehlungen und 
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Beschlüsse von grundsätzlicher entwicklungspoli- 
tischer Bedeutung ausgearbeitet werden, und insbe- , 
sondere die Bemühungen unterstützen, die auf eine 
Steigerung der Effizienz im Bereich der multilate- i 
ralen Zusammenarbeit gerichtet sind. i 


C. 

i 

Entwicklungspolitisdie Aktivitäten 
gegenüber Entwicklungsländern 

1. Übergang zu langfristigen, integrierten, 
länderbezogenen und international koordinierten 
Hilfeprogrammen 

Ausgangspunkt für den wirksamen Einsatz der In- 
strumente deutscher Entwicklungshilfe wird in Zu- ! 
kunft das langfristige, integrierte, länderbezogene 1 
und international koordinierte Hilfeprogramm für 
einzelne Entwicklungsländer sein. Es wird im part- ^ 
nerschaftlichen Dialog mit hierzu bereiten Entwick- j 
lungsländern und in Koordination mit multilate- 
ralen und anderen Gebern festgelegt. 

Dieses Hilfeprogramm enthält die sektoralen, inter- ! 
sektoralen oder regionalen Ansatzpunkte der Ak- ■ 
tivitäten der Bundesregierung sowie gegebenen- 
falls Einzelprojekte. Es erlaubt nicht nur die Prü- 
fung der Projekte im Einzelfall auf deren wirtschaft- 
liche und soziale Wirksamkeit, sondern auch die i 
Auswahl der Prioritäten, Standorte und des Ver- 
bundes der Projekte im Rahmen von sektoralen, 
intersektoralen oder regionalen Zusammenhängen. 
Damit sollen die einzelnen Vorhaben besser den 
Entwicklungsbedürfnissen und Planungen der Ent- 
wicklungsländer angepaßt und zugeordnet werden. 
In ständigem Kontakt mit den Entwicklungsländern, 
durch Gesamt- und Sektoralanalysen sowie aufgrund 
von Beobachtungen und Inspektionen der Projekte 
werden die Hilfeprogramme laufend aktualisiert 
und veränderten Gegebenheiten angepaßt. 

In den länderbezogenen Hilfeprogrammen wird fest- 
gelegt, welche Maßnahmen unterstützt werden sol- 
len. Entsprechend den unterschiedlichen Bedürf- 
nissen der Länder werden die Programme verschie- 
den sein. Arten, Formen und Konditionen der Hilfe 
werden entsprechend den Gegebenheiten des Landes 
differenziert. 

Durch das Hilfeprogramm wird das Zusammenspiel 
aller Instrumente öffentlicher Entwicklungshilfe er- 
reicht. Es umfaßt Kredithilfen und Zuschüsse, er- 
möglicht die abgestimmte Mitwirkung privater 
Träger und der Freiwilligen des Deutschen Entwick- 
lungsdienstes (DED) und gibt der Privatwirtschaft 
entsprechende Hinweise. 

Zur bestmöglichen Verwendung der knappen Mittel 
muß deutsche Entwicklungshilfe verstärkt regionale 
und sektorale Schwerpunkte bilden. Entwicklungs- 
politische Kriterien dafür sind unter anderem der 
Entwicklungsstand des Empfängerlandes, sein Auf- 


nahmevermögen für fremdes Kapital und Know 
How, seine Entwicklungsaussichten sowie die von 
ihm unternommenen Eigenanstrengungen zur Er- 
reichung seiner entwicklungspolitischen Ziele. 


2. Sektorale, intersektorale und regionale Aspekte 
der Entwicklungspolitik 

Die längerbezogenen Hilfeprogramme gehen von 
Sektoren, intersektoralen Bereichen und Regionen 
des Entwicklungslandes aus, deren Beitrag zur Über- 
windung der Engpässe für den wirtschaftlichen und 
sozialen Fortschritt Maßstab bei der Bestimmung 
von Schwerpunkten der Förderungsintensität ist. 
Die sektoralen und regionalen Interdependenzen 
und die unterschiedliche Situation der Entwicklungs- 
länder sind verstärkt zu berücksichtigen. Dabei wer- 
den sich auch Hilfeprogramme ergeben, die mehrere 
Sektoren in einer Region betreffen. 

Folgende Aufgaben in den einzelnen Bereichen 
erscheinen vordringlich; 

a) Landwirtschaft 

Der Agrarsektor wird während der Zweiten Ent- 
wicklungsdekade in den meisten Entwicklungs- 
ländern für die Lebensbedingungen der Mehrheit 
der Bevölkerung entscheidend bleiben. Daraus er- 
gibt sich seine Bedeutung für die deutsche Entwick- 
lungshilfe. 

Die Erfolge im Bereich der Agrarproduktion („Grüne 
Revolution") haben deutlich gemacht, daß die Eng- 
pässe vornehmlich in der fehlenden Kaufkraft der 
ärmeren Bevölkerungsschichten sowie in den vor- 
und nachgelagerten Sektoren liegen. 

Die sozialen Gegensätze sind vielfach durch die 
„Grüne Revolution" verschärft worden. In vielen 
Entwicklungsländern werden daher Förderungs- 
maßnahmen für den Agrarsektor erst dann voll 
wirksam, wenn erfolgversprechende Agrarreformen 
anlaufen. Die Bundesregierung hält solche Maßnah- 
men für wichtig und ist bereit, sie zu unterstützen. 
Die Instrumente der Agrarhilfe werden künftig vor- 
zugsweise dort eingesetzt, wo sie zum Erfolg sinn- 
voller Agrarstrukturmaßnahmen der Entwicklungs- 
länder beitragen können. Dies wird den verstärkten 
Einsatz von Regierungsberatern sowie die Förde- 
rung von Kredit-, Bezugs-, Produktions- und Absatz- 
organisationen erfordern. Vor allem wird der Auf- 
bau von Beratungsdiensten und Agrarkredit- 
systemen gefördert werden. 

Die Förderung der Agrarforschung und -technologie 
ist zu intensivieren. Hochqualifizierte Berater und 
Forscher werden an Ort und Stelle mit einschlägigen 
Institutionen der Entwicklungsländer verstärkt Zu- 
sammenarbeiten. 


Im Bereich der Produktion ist der tierischen und 
pflanzlichen Eiweißerzeugung besondere Aufmerk- 
samkeit zu widmen. 
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Unter den nachgelagerten Sektoren kommt der 
Lagerhaltung, Vermarktung, Verteilung und Ver- 
arbeitung landwirtschaftlicher Produkte wachsende 
Bedeutung zu. Dabei sind die Möglichkeiten zum 
Export landwirtschaftlicher Veredelungs- und Ver- 
arbeitungsprodukte besonders zu berücksichtigen. 

Die Bundesrepublik Deutschland wird die rationelle 
Herstellung landwirtschaftlicher Produktionsmittel 
in den Entwicklungsländern fördern. Dies schließt 
den Aufbau eines leistungsfähigen Reparatur- und 
Beratungsdienstes ein. Bei der Lieferung von Pro- 
duktionsmitteln sind diese Gesichtspunkte zu be- ! 
rücksichtigen. 

Die Aus- und Fortbildung von Spitzenkräften sowie 
mittlerem technischen und organisatorischen Perso- 
nal an Ort und Stelle ist verstärkt zu unterstützen 
und auch in diesem Bereich möglichst praxisbezogen ^ 
durchzuführen. 

Die verschiedenen Förderungsmaßnahmen sollten 
im Rahmen größerer Projekte und Programme inein- 
andergreifen. ! 

] 

b) Gewerbliche Wirtschaft 

Die Bundesregierung wird die Entwicklungsländer | 
beim Ausbau ihrer Industrien verstärkt unter- ' 
stützen. ' 

Die grundlegenden Probleme der Industrialisierung 
werden von den einzelnen Ländern auf unterschied- 
liche Art gelöst werden. 

In vielen Ländern ist die Förderung von Industrien, ; 
von denen besondere Impulse für die Entwicklung 
des Landes ausgehen, und der Ausbau von export- 
orientierten Industrien vordringlich. Dabei muß je- ; 
doch eine ausgewogene industrielle Struktur ange- ' 
strebt werden, die auch der Binnenmarktexpansion ' 
entgegenkommt. Technisch relativ einfache Klein- 
und Mittelindustrien sowie Handwerksbetriebe sind 
wegen ihrer arbeitsintensiven und kapitalsparenden 
produktiven Methoden zu fördern. 

Die Bundesregierung fördert die Industrialisierung i 
durch Kredithilfen, durch ihr Instrumentarium zur . 
Förderung von Privatinvestitionen und durch Be- 
teiligungen der Deutschen Entwicklungsgesellschaft 
(DEG) sowie durch Handelshilfe und Technische 
Hilfe. Bei der Kapitalhilfe dürfte der projekt- 
ungebundenen Hilfe (zum Beispiel Warenhilfe) - be- 
sonders Lieferung von Ersatzteilen und speziellen 
Investitionsgütern - wachsende Bedeutung zukom- 
men. Die Kreditvergabe über Entwicklungsbanken 
und ähnliche Institute hat sich im allgemeinen als | 
geeignetes Instrument der Industriefinanzierung er- 
wiesen. Hier wird die Kapitalhilfe zunehmend durch 
Technische Hilfe unterstützt werden. Die Bundes- 
regierung strebt die Förderung geeigneter Kredit- 
systeme zugunsten des Kleingewerbes und zur Nutz- 
barmachung unerschlossenen Sparpotentials in den 
Entwicklungsländern an. 

Der Weg zur Industrialisierung soll durch Beratung | 
bei der Vermarktung und beim Absatz der Indu- 
strieprodukte, durch Managementgestellung und 
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-beratung, durch berufsbezogene Ausbildung und 
Fortbildung von qualifizierten Fach- und Führungs- 
kräften sowie durch Vermittlung technischer und 
kaufmännischer Fähigkeiten und des notwendigen 
Verständnisses für die Aufgaben der Industrie- 
gesellschaft geebnet werden. 

Die Bundesregierung wird den Handel der Entwick- 
lungsländer direkt fördern durch Technische Hilfe 
und Finanzhilfe zum Aufbau von Exportindustrien 
sowie für Management, Qualitätskontrolle, Standar- 
disierung, Marktforschung und Absatzberatung. 
Dem Auf- und Ausbau von Exportförderungs- und 
Absatzorganisationen sowie von Exportkredit- 
banken und -Versicherungen kommt vor allem im 
Rahmen von Beratungs- und Ausbildungsmaßnah- 
men besondere Bedeutung zu. 

Sozialen Spannungen, die durch den Übergang zu 
modernen industriellen Produktionsformen ver- 
schärft werden können, sollte durch entsprechende 
Maßnahmen begegnet werden. 

Im Zusammenhang mit entsprechenden Bemühungen 
auf internationaler Ebene wird die Bundesregierung 
bei der Planung und Durchführung ihrer Hilfsmaß- 
nahmen auf die Folgen für die Umweltbedingungen 
in den Entwicklungsländern achten. 

Die Bundesregierung wird die Entwicklungsländer 
bei der Vertiefung der wissenschaftlich-techno- 
logischen Kenntnisse durch wissenschaftliche Zu- 
sammenarbeit und durch Beratung unterstützen. Sie 
wird sich intensiv an den internationalen Beratun- 
gen über die Förderungsmaßnahmen für diesen Be- 
reich sowie an Verhandlungen über die Beseitigung 
von Hindernissen für die Übertragung von Techno- 
logien beteiligen; sie hält es jedoch im Augenblick 
nicht für sinnvoll, quantitative finanzielle Ziele auf 
internationaler Ebene festzulegen. 

Die private deutsche Wirtschaft kann durch Investi- 
tionen in Entwicklungsländern, insbesondere in 
partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit dortigen 
Firmen, wertvolle Beiträge zur Industrialisierung 
leisten. Die Bundesregierung wird prüfen, ob und 
inwieweit sie ihr Förderungsinstrumentarium im 
Hinblick auf ihre entwicklungspolitischen Ziele wei- 
ter entwickeln kann. Bestrebungen der Wirtschaft 
zur Verlagerung der Produktion in Entwicklungs- 
länder werden begrüßt. 

c) Infrastruktur 

Die Bundesregierung wird entsprechend den Ge- 
gebenheiten des Entwicklungslandes den Ausbau der 
Verwaltungsstrukturen auf verschiedenen Ebenen 
fördern. Bei der deutschen Verwaltungshilfe stehen 
die Ausbildung von Verwaltungspersonal und die 
Entsendung von Beratern im Vordergrund. 

Die Bundesregierung wird angesichts der wachsen- 
den Bedeutung der Massenmedien den Ausbau des 
Informationswesens der Entwicklungsländer weiter- 
hin fördern, um so den Willen zum Fortschritt und 
die Fähigkeit zur Selbsthilfe in breiten Schichten der 
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Bevölkerung zu stärken und die Breitenwirkung 
sektoraler Förderungsmaßnahmen zu erhöhen. Be- 
sondere Bedeutung kommt dabei der Entsendung 
von Beratern und der Ausbildung von Fachpersonal 
zu. 

Die deutsche Hilfe wird den Ausbau der materiellen 
Infrastruktur in den Entwicklungsländern, insbe- 
sondere im Bereich des Nachrichten- und Verkehrs- 
wesens, der Energieerzeugung und -Verteilung und 
der Wasserversorgung, durch Kredite und Personal 
weiterhin angemessen fördern. Dies gilt insbeson- 
dere für die Länder, die erst am Anfang ihrer öko- 
nomischen Entwicklung stehen, sowie für Engpässe 
in bestimmten Regionen und Sektoren. Insgesamt 
wird jedoch voraussichtlich ein geringerer Teil der 
Hilfe für diese Zwecke verwendet werden als bisher. 

d) Tourismus 

Die Bundesregierung wird den Tourismus in geeig- 
neten Entwicklungsländern durch Verbesserung der | 
Infrastruktur, insbesondere der Verkehrsverhält- ' 
nisse, durch Errichtung von Unterkünften und durch i 
Ausbildung des erforderlichen Personals - gegebe- 
nenfalls unter Einschaltung von Entwicklungs- I 
banken - fördern. Die Deutsche Entwicklungsgesell- 
schaft kann in geeigneten Fällen durch die Bereit- | 
Stellung von Mitteln der Kapitalhilfe in die Lage 
versetzt werden, Investitionen vor allem in neuen 
Zielgebieten des Tourismus zu unterstützen. 

e) Beschäftigung 

Die Bundesregierung wird verstärkt auf die Beschäf- 
tigungswirkung ihrer Förderungsmaßnahmen achten 
und sinnvolle Beschäftigungsmaßnahmen insbeson- 
dere im Rahmen regionaler Strukturprogramme 
unterstützen. Sie wird beschäftigungsintensive Sek- 
toren besonders berücksichtigen. 

In den meisten Entwicklungsländern vollzieht sich : 
die Verstädterung rascher, als die Nachfrage nach 
Arbeitskräften in den Ballungszentren steigt. Daher 
müssen Arbeitsplätze insbesondere in ländlichen 
Regionen geschaffen werden. Die Bundesregierung ; 
wird arbeitsintensive Bereiche der Agrarwirtschaft 
und den Ausbau der Infrastruktur auf dem Lande 
verstärkt fördern. | 

Die Bundesregierung wird die Entwicklung arbeits- 
intensiver und gleichzeitig wettbewerbsfähiger Ver- 
fahren unterstützen. Auch die Übernahme von Lan- 
deswährungskosten kann dazu beitragen, daß 
kapital- und devisenintensive Technologien nicht ; 
einseitig begünstigt werden. Arbeitsintensive Pro- 
duktionsverfahren können jedoch insbesondere im 
Bereich der Exportwirtschaft nur angewandt wer- ! 
den, wenn die entstehenden Produktionskosten dem j 
Wettbewerb auf den internationalen Absatzmärkten ! 
entsprechen. Die Förderung der Klein- und Miftel- ' 
industrie, der Bauwirtschaft und arbeitsintensiver | 
Zweige des verarbeitenden Gewerbes soll in länd- | 
liehen Regionen wie in den Ballungszentren zur | 
besseren Beschäftigung beitragen. | 


Die Förderungsmaßnahmen der Bundesregierung im 
Dienstleistungssektor sollen dem Ausbau arbeits- 
intensiver Dienstleistungsbereiche (zum Beispiel 
Tourismus und öffentliche Dienstleistungen) dienen. 
Durch Förderung sozialer Dienste können unmittel- 
bare Beschäftigungseffekte erzielt und gleichzeitig 
die Lebensbedingungen der Bevölkerung verbessert 
werden. Dabei kommt Selbsthilfeorganisationen, 
Jugend-, Freiwilligen- und Arbeitsdiensten eine 
wichtige Funktion vor allem auf dem Gebiet des 
Community Development zu. Die Bundesregierung 
wird daher verstärkt geeignete Organisationen und 
Programme in diesem Bereich unterstützen. 

Ohne ein arbeits- und umweltorientiertes Bildungs- 
system für die Masse der Bevölkerung kann die 
Beschäftigungspolitik der Fntwirkb.ingsländer nicht 
erfolgreich sein. Die Bildungshilfe wird sich daher 
verstärkt an ihrer Wirkung auf die Beschäftigung 
orientieren. 

Es ist beabsichtigt, die Rückgliederung qualifizierter 
ausländischer Arbeitnehmer aus bestimmten Ent- 
wicklungsländern in geeigneten Fällen durch ge- 
zielte Fortbildungs- und Beratungsmaßnahmen und 
durch Kredit- und Organisationshilfen zum Aufbau 
von Betrieben in ihrem Heimatland zu fördern. 

Die Bundesregierung wird darauf hinwirken, daß 
bei der Beschäftigung von Angehörigen der Ent- 
wicklungsländer in der Bundesrepublik Deutschland 
die langfristigen beschäftigungspolitischen Erforder- 
nisse der Heimatländer stärker berücksichtigt 
werden. 

f) Bildung und Wissenschaft 

In Übereinstimmung mit den Empfehlungen und 
Programmen der multilateralen Organisationen wird 
die Bundesregierung in der Zweiten Entwicklungs- 
dekade der Bedeutung von Bildung und Wissen- 
schaft für alle Bereiche der Entwicklung durch ver- 
stärkte quantitative und qualitative Anstrengungen 
Rechnung tragen. Die Förderungsmaßnahmen soll- 
ten auf eine flexible Anpassung der Bildungsinhalte 
und -methoden an die sich ändernden Erfordernisse 
des Arbeitsmarktes und der sozialen Umwelt hin- 
wirken. Wirksame Maßnahmen zur strukturellen 
Änderung des Erziehungswesens und zur Entwick- 
lung neuer Lehr- und Lernverfahren genießen 
Priorität gegenüber Beiträgen zur lediglich quanti- 
tativen Erweiterung bestehender Erziehungs- 
systeme. 

Die Bildungs- und Wissenschaftshilfe wird überpro- 
portional am Wachstum der Technischen Hilfe be- 
teiligt sein. In geeigneten Fällen sollte auch Kapital- 
hilfe für Investitionen in diesem Bereich gewährt 
werden. 

Folgende Gebiete der Bildungs- und Wissenschafts- 
hilfe sind verstärkt zu fördern: Erziehungsverwal- 
tung, Erziehungsplanung und -forschung, Bildungs- 
maßnahmen außerhalb des herkömmlichen Schul- 
wesens unter Einsatz von Massenmedien, flexible 
Berufsausbildungssysteme, materielle Infrastruktur 
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des Erziehungswesens, anwendungsorientierte 
Forschung. 

Die bisher auf Hochschuleinrichtungen und anwen- 
dungsorientierte wissenschaftliche Institutionen 
konzentrierte Wissenschaftshilfe wird um die För- 
derung der Grundlagenforschung auf ausgewählten 
Gebieten von besonderer entwicklungspolitischer 
Bedeutung erweitert. 

Bildungs- und Wissenschaftshilfe wird alle Möglich- 
keiten partnerschaftlicher Zusammenarbeit zwischen 
Institutionen in Entwicklungsländern und in der 
Bundesrepublik Deutschland nützen. Bei dieser Zu- 
sammenarbeit ist den Bedürfnissen der Entwick- 
lungsländer Vorrang einzuräumen. Insbesondere ist 
im Rahmen der Bildungshilfe die ungeprüfte Über- 
tragung deutscher Bildungsmodelle zu vermeiden. 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit wird dem Kabinett im laufenden Jahr ein 
Grundsatzprogramm der Bildungs- und Wissen- 
schaftshilfe vorlegen. 

g) Gesundheit, Ernährung und Familienplanung 

Die Bundesregierung wird die Gesundheitshilfe auf 
die medizinische Versorgung insbesondere der be- 
dürftigen Gruppen und Regionen sowie auf präven- 
tive Maßnahmen konzentrieren. Bei den präven- 
tiven Maßnahmen sind umfassende Beratungs- 
dienste für Fragen der Gesundheit, Familienplanung, 
Ernährung, Hygiene und Umweltverbesserung von 
besonderer Bedeutung. 

Im kurativen Bereich wird sich die Gesundheitshilfe 
auf die Förderung von einfachen und dezentralisier- 
ten Gesundheitsstationen konzentrieren, die um 
regionale Gesundheitszentren gruppiert sind. In 
beiden Bereichen ist einer durch Beratungs- und 
Forschungshilfe vorbereiteten Programmfinanzie- 
rung der Vorzug vor der isolierten Förderung ein- 
zelner Vorhaben zu geben. Die Vorhaben sollen in 
die vorhandene Infrastruktur des jeweiligen Landes 
eingefügt werden. 

Neben der Aus- und Weiterbildung von leitendem 
Personal der öffentlichen Gesundheitsdienste wird 
die verstärkte Ausbildung von angelerntem Hilfs- 
personal besonders wichtig bleiben. Hier ergeben 
sich gute Ansatzpunkte vor allem für Freiwilligen- 
dienste. 

Entwicklung, Einführung und Produktion von Nah- 
rungsmitteln, die sich für eine besser ausgewogene 
Ernährung breiter Bevölkerungsschichten eignen, 
insbesondere im Bereich der Eiweißversorgung, 
werden mit konventionellen und unkonventionellen 
Verfahren verstärkt gefördert. 

Bei akuten Versorgungsschwierigkeiten sind Nah- 
rungsmittellieferungen der Bundesregierung zweck- 
mäßig. Sie haben sich jedoch unter Berücksichtigung 
der Liefermögiiehkeiten der Geberländer an der 
Leistungsfähigkeit und dem Bedarf der Entwick- 


lungsländer zu orientieren und dürfen Produktions- 
und Absatzmöglichkeiten sowie die Weiterentwick- 
lung der Landwirtschaft der Entwicklungsländer 
nicht beeinträchtigen. 

Die Bundesregierung unterstützt verstärkt die multi- 
laterale Abwicklung der Nahrungsmittelhilfe (zum 
Beispiel durch das Welternährungsprogramm). 

Im Bereich der Familienplanung ist die Bundesregie- 
rung der Auffassung, daß diese Maßnahmen auf den 
ausdrücklichen Wunsch des Entwicklungslandes zu- 
rückgehen müssen. Die Bundesregierung ist zu einer 
verstärkten Unterstützung von Familienplanungs- 
maßnahmen der Entwicklungsländer bereit. Sie geht 
davon aus, daß sie kein Ersatz für entwicklungspoli- 
tische Aktivitäten werden dürfen, aber langfristig 
entscheidend zu ihrem Erfolg beitragen können. Die 
Bundesregierung wird die entsprechenden Pro- 
gramme der Vereinten Nationen verstärkt unter- 
stützen und ist bereit, Forschungsvorhaben der Ent- 
wicklungsländer zu fördern. Bilateral wird eine 
Zusammenarbeit mit nicht-staatlichen Organisa- 
tionen in der Bundesrepublik Deutschland bevor- 
zugt. 

h) Siedlungs- und Wohnungswesen 

Gezielten Maßnahmen zur Verbesserung der 
Lebensbedingungen der ärmeren Bevölkerungs- 
schichten kommt nicht nur gesellschaftspolitische, 
sondern auch eine wirtschaftliche Funktion zu. 

Die Bundesregierung wird in diesem Bereich vor 
allem die Verbesserung kommunaler Dienstleistun- 
gen fördern. In geeigneten Fällen kann auch die 
Förderung von Wohnraum in Betracht kommen. 

Erfahrungsgemäß dürfte allerdings den ärmeren 
Schichten in der Regel nicht durch Verbesserung der 
Wohneinheiten nach dem Vorbild der Industrie- 
länder zu helfen sein. 

Die Bundesregierung wird Beratungs-, Organisa- 
tions- und Fortbildungshilfen im Bereich der Stadt- 
planung, der kommunalen Versorgungsdienste und 
des Genossenschaftswesens gewähren. Sie wird in 
geeigneten Fällen Kapitalhilfe für kommunale Ver- 
sorgungsinvestitionen zur Verfügung stellen. Ins- 
besondere Technische Hilfe und Gegenwertmittel 
sollen zur Teilfinanzierung öffentlicher Starthilfen 
für den Selbsthilfe-Wohnungsbau beitragen. Be- 
sonders erfolgversprechend dürfte die Unterstützung 
nationaler Wohnungsbauvorhaben sowie gemein- 
samer Programme von Kommunen und Selbsthilfe- 
organisationen sein. Freiwilligendienste können 
unter Verwendung von lokalem Baumaterial mit 
vergleichsweise geringem finanziellen Aufwand ins- 
besondere Gemeinschaftseinrichtungen und Woh- 
nungen bauen. 

Wesentliche Beiträge zum Aufbau geeigneter Selbst- 
hilfeorganisationen und multifunktionaler Sozial- 
zentren sind auch von der Förderung nicht-staat- 
licher Aktivitäten im Bereich des Community Devel- 
opment zu erwarten. 
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3. Auswirkungen der gewandelten entwicklungs- 
poütischen Konzeption auf das Instrumentarium 
der deutschen Entwicklungshilfe 

a) Flexibles System und konzentrierter Einsatz 

Als Ergebnis eines länderbezogenen Hilfepro- 
gramms werden die zu fördernden Vorhaben in 
flexibler Anwendung der sich gegenseitig ergänzen- 
den Instrumente der öffentlichen Entwicklungshilfe 
(zum Beispiel Kapitalhilfe, Technische Hilfe im 
engeren Sinne, Bildungshilfe, Sozialstrukturhilfe, 
Produktionsmittelhilfe, Nahrungsmittelhilfe, Deut- 
sche Entwicklungsgesellschaft) vorbereitet und 
durchgeführt. Die Hilfeprogramme können sich auf 
einen oder mehrere Sektoren oder Regionen rich- 
ten. Ausgerichtet an den Bedürfnissen der Entwick- 
lungsländer werden die Instruinente flexibel und in 
geeigneten Fällen gebündelt - gegebenenfalls im 
Rahmen von Gesamtprogrammen - eingesetzt. In 
diesem Zusammenhang ist zu prüfen, inwieweit die 
bisherige Gliederung des Instrumentariums im 
Einzelplan 23 noch zweckmäßig ist. Ergänzend kön- 
nen andere Maßnahmen (zum Beispiel das Garantie- 
instrumentarium sowie das Instrumentarium zur 
Förderung von Privatinvestitionen) in Erwägung 
gezogen werden. 

b) Schwerpunkte im instrumentalen Bereich 

Innerhalb der staatlichen Technischen Hilfe, die 
wegen ihrer günstigen Konditionen und der direk- 
ten Vermittlung von Wissen und Können überpro- 
portional gesteigert werden soll, werden die Bil- 
dungshilfe, die Gewerbeförderung und die Ver- 
waltungs- und Managementhilfe weiter verstärkt 
werden, während die Agrarhilfe, die Gesundheits- 
hilfe und die Handelshilfe etwa proportional steigen 
werden. 

Das finanzielle Schwergewicht der öffentlichen Hilfe 
wird nach wie vor bei der Kapitalhilfe liegen. Der 
Bedarf der Entwicklungsländer an auswärtigen 
Finanzierungsmittein wird bei fortschreitender Ent- 
wicklung vieler Länder, deren Absorptionsfähigkeit 
noch gering ist, weiter zunehmen. 

Beim Einsatz der Kapitalhilfe wird in Zukunft stärker 
darauf zu achten sein, daß Ungleichgewichte zwi- 
schen der Entwicklung der Infrastruktur und von 
rentablen Projekten vermieden werden. Dies dürfte 
dazu führen, daß die Kapitalhilfe in noch stärkerem 
Maße als bisher der Finanzierung rentabler Pro- 
jekte, insbesondere von Projekten mit devisen- 
sparender oder devisenbringender Wirkung, dient, 
während die Förderung der wirtschaftlichen Infra- 
struktur weniger stark im Vordergrund stehen 
dürfte als bisher. In geeigneten Fällen wird die , 
Kapitalhilfe auch für die Förderung der sozialen 
Infrastruktur eingesetzt. Im Rahmen der Entwick- i 
lungsbankenfinanzierung sollten neben mittlerem 
Gewerbe auch das Kleingewerbe und die Landwirt- | 
Schaft stärker berücksichtigt werden. 

Im übrigen kann sich ergeben, daß bei der Kapital- 
hilfe der Anteil der Warenhilfen zunimmt, die bei ; 


entsprechender Planung der Mobilisierung der 
Ressourcen besonders in fortgeschrittenen Ländern 
dient. 

Die Bundesregierung wird in Zusammenarbeit mit 
Entwicklungsländern nach Wegen suchen, wie 
Kreditsuchende in Entwicklungsländern, die über 
Entwicklungsbanken nicht erreicht werden, durch 
besondere Kreditsysteme unterstützt werden 
können. 

c) Anpassung der Bedingungen und Methoden 

aa) Programmfinanzierang 

Programmfinanzierung ist die Bereitstellung von 
Mitteln zur vollen oder teilweisen Finanzierung ge- 
piüfier SekLorai- und Regionalpiäne, vorwiegend im 
Prahmen der Technischen Hilfe. Bei der Programm- 
finanzierung wird es darauf ankommen, daß ein 
detailliertes und den Möglichkeiten des Landes an- 
gepaßtes Entwicklungsprogramm vorliegt. Sie setzt 
höhere Anforderungen an die Planungs- und Durch- 
führungskapazitäten des Empfängerlandes voraus. 
Im Laufe der Dekade dürfte insbesondere im Zu- 
sammenhang mit länderbezogenen Hilfeprogram- 
men und da, wo weiter fortgeschrittene Länder 
zunehmend zu eigener Planung und Durchführung 
der Projekte in der Lage sind, die Programmfinan- 
zierung für die deutsche Entwicklungspolitik an 
Bedeutung gewinnen. Programmfinanzierung ist 
keine Budgethilfe. 

bb) Finanzierung von Landeswährungskosten, 
Übernahme von Partnerschaftsleistungen 

Der Grundsatz, daß die Entwicklungsländer in part- 
nerschaftlicher Zusammenarbeit zu den Maßnah- 
men der deutschen Entwicklungshilfe mit eigenen 
Anstrengungen beitragen, soll unter Berücksichti- 
gung des Leistungsvermögens der Entwicklungs- 
länder noch flexibler gehandhabt werden als bisher. 
Es ist von Fall zu Fall zu entscheiden, ob aus Kre- 
diten der Kapitalhilfe Inlandskosten mitfinanziert 
werden. Dabei kommt es auf eine möglichst effek- 
tive Verwendung des deutschen Devisenbeitrages 
an. Projekte von hoher entwicklungspolitischer 
Priorität sollen nicht an fehlendem Inlandskapital 
scheitern. Ferner kann eine Mitfinanzierung von 
Inlandskosten in Betracht kommen, wenn ohne sie 
heimische Firmen nicht berücksichtigt werden könn- 
ten oder wenn inflatorische Auswirkungen gemil- 
dert werden sollen, welche im Zusammenhang mit 
der Durchführung der Projekte ausgelöst werden 
könnten. 

Bei der Technischen Hilfe werden die Partnerschafts- 
leistungen den Möglichkeiten des Entwicklungs- 
landes angepaßt. Sie sollen vor allem solche Lei- 
stungen umfassen, die auch nach Übergabe der Vor- 
haben laufend aufzubringen sind. Leistungen für die 
deutschen Experten müssen nicht mehr im bis- 
herigen Umfang gefordert werden. Rahmenabkom- 
men und Projektvereinbarungen mit Entwicklungs- 
ländern werden mit dem Ziel der Vereinfachung 
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und Zusammenfassung überprüft und neuen Formen 
der Zusammenarbeit angepaßt. 

cc) Lief er- und Leistungsungebundenheit 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich zum Abbau 
der noch bestehenden Lieferbindungen bei der 
Kapitalhilfe bereit und v/ird die internationalen Be- 
strebungen, die auf eine allgemeine Aufgabe der 
Bindungspraktiken und auf eine optimale Verwen- 
dung der Mittel für die Entwicklungsländer gerichtet 
sind, nachdrücklich unterstützen; dabei geht sie 
davon aus, daß faire internationale Wettbewerbs- 
bedingungen sichergestellt werden. 

Bei der Technischen Hilfe soll die Lieferbindung 
gelockert werden, soweit dies im Interesse der Ent- 
wicklungsländer liegt. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß bei 
den See- und Lufttransporten, die sich im Zusam- 
menhang mit deutschen Entwicklungshilfeleistungen 
ergeben, die Leistungsungebundenheit (freie Flaggen- 
wahl) verwirklicht werden sollte. Dabei geht sie 
grundsätzlich davon aus, daß faire Wettbewerbs- 
bedingungen sichergestellt werden und daß die Ent- 
wicklungsländer keine Maßnahmen treffen, die eine 
gleichberechtigte Beteiligung*) der Verkehrsunter- 
nehmen der Bundesrepublik Deutschland erschweren 
könnten. 

dd) Berücksichtigung der Verschuldungslage 
der Entwicklungsländer 

Das Ausmaß der Verschuldung vieler Entwicklungs- 
länder gibt Anlaß zu Besorgnis. Dieser Tatsache 
wird die deutsche Entwicklungspolitik auch im 
neuen Entwicklungsjahrzehnt Rechnung tragen, in- 
dem sie bei der Festlegung des Volumens und der 
Konditionen der Hilfe stets den Stand der gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung des Nehmerlandes, ins- 
besondere die Zahlungsbilanzlage und deren vor- 
aussichtliche Weiterentwicklung berücksichtigen 
wird. 

Umschuldungen sollte nach Möglichkeit durch ge- 
eignete Maßnahmen rechtzeitig vorgebeugt werden. 
Sofern mittel- und langfristige Zahlungsbilanz- 
schwierigkeiten eines Entwicklungslandes weder 
aus eigener Kraft noch durch Inanspruchnahme von 
Ziehungsrechten beim Internationalen Währungs- 
fonds (International Monetary Fund - IMF) über- 
brückt werden können, wird sich die Bundesrepublik 
Deutschland auch künftig an multilateralen Um- 
schuldungen beteiligen. Dabei geht sie von dem 
Grundsatz aus, daß Vereinbarungen über eine 
Schuldendiensterleichterung mit den Haupt- 
gläubigerländern getroffen werden und unter Be- 
teiligung der zuständigen internationalen Institu- 
tionen, insbesondere des IMF, ein Stabilisierungs- 
programm aufgestellt wird, das durchzuführen das 
Entwicklungsland sich bereit erklärt. Es sind 


*) Hierunter ist eine Beteiligung zu verstehen, die nach 
internationalem Sprachgebrauch als „fair and equal" 
bezeichnet wird. 


Lösungen anzustreben, die eine nachhaltige Konso- 
lidierung gewährleisten und die Gefahr weiterer 
Umschuldungen verringern helfen. 

Die Bundesregierung wird allen Bestrebungen zur 
Einführung eines Frühwarnsystems oder ähnlicher 
Maßnahmen, durch die in internationaler Zusam- 
menarbeit die Verschuldung der einzelnen Länder 
in angemessenen Grenzen gehalten werden soll, 
wohlwollend gegenüberstehen. 

ee) Bedingungen der Kapitalhilfe 

Die Bundesregierung wird der Konditionenempfeh- 
lung des Entwicklungshilfeausschusses der OECD 
(Development Aid Committee - DAC) vom Jahre 
1969, die sie im Jahre 1970 voraussichtlich erfüllt 
hat, weiterhin entsprechen. Sie wird sich zu ge- 
gebener Zeit an einer Überprüfung der DAC-Emp- 
fehlung im Lichte der neueren entwicklungspoli- 
tischen Erfordernisse beteiligen. Sie wird dabei die 
Beschlüsse der UN-Vollversammlung zur Zweiten 
Entwicklungsdekade prüfen, wonach die Industrie- 
länder mit dem Ziel konkreter Ergebnisse bis zum 
Ende der Dekade die Vorschläge der Konferenz für 
Handel und Entwicklung der Vereinten Nationen 
(United Nations Conference for Trade and Devel- 
opment - UNCTAD) und anderer Gremien zu weite- 
ren Konditionenverbesserungen erwägen sollen. Die 
Bundesregierung wird ferner die Bestrebungen 
innerhalb des DAC zur Erarbeitung von Kriterien 
für die Konditionengestaltung im Einzelfall und zur 
Harmonisierung der Bedingungen unter den Geber- 
ländern unterstützen. 

überwiegend werden die Kredite mit 30 Jahren 
Laufzeit, acht tilgungsfreien Jahren und 2,5 ^/o 
Zinsen vergeben. Sofern die besondere Bedürftigkeit 
des Empfängerlandes dies angemessen erscheinen 
läßt, können günstigere Konditionen eingeräumt 
werden. Bei fortgeschritteneren Entwicklungs- 
ländern, die allmählich das Stadium eines sich selbst 
tragenden Wachstums erreichen, können auch 
härtere Bedingungen in Betracht kommen. 

Falls unter projektbezogenen Gesichtspunkten 
höhere Konditionen angemessen sind als nach der 
gesamtwirtschaftlichen Betrachtung, sollte eine Kon- 
ditionenspaltung vorgesehen werden. Die Emp- 
fängerländer sollen in den in Betracht kommenden 
Fällen insbesondere die aus Zinsspaltung anfallen- 
den Gegenwertmittel wiederum für entwicklungs- 
wichtige Zwecke verwenden. 

Die Bundesregierung wird ihre Politik fortsetzen, 
Kapitalhilfe im Zuschußwege zur Verfügung zu 
stellen, sofern dies in besonderen Fällen unter Be- 
rücksichtigung des Projektcharakters und der Situa- 
tion des Landes erforderlich ist. 

ff) Bedingungen der T echnischen Hilfe 

Die Bundesregierung wird das technisch-wissen- 
schaftliche Niveau der Hilfe entsprechend dem 
Bedarf der Entwicklungsländer nach qualitativ bes- 
serer Hilfe anheben. Wahl und Gewichtung von 
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Maßnahmen der personellen und materiellen Hilfe 
innerhalb eines Vorhabens werden davon abhängig 
gemacht, wie das Projektziel am wirksamsten er- 
reicht werden kann. Voraussetzung für erfolgreiche 
Vorhaben sind leistungsfähige und leistungswillige 
einheimische Träger. Auf die rechtzeitige Gewin- 
nung und Ausbildung von Counterparts legt die 
Bundesregierung besonderen Wert Bei der Planung 
von Neuvorhaben wird verstärkt darauf geachtet, 
daß dafür die personellen, organisatorischen und 
strukturellen Voraussetzungen im Entwicklungsland 
bestehen oder geschaffen werden. 

d) Personelle Hilfe 

aa) Deutsche Experten in Entwicklungsländern 

Die Bundesregierung stellt auf der Basis ihrer fach- 
lichen und regionalen Zielvorstellungen eine detail- 
lierte, längerfristige Personalplanung mit dem Ziel 
auf, ihre personelle Hilfe in Qualität und Quantität 
an die sich ändernden Bedürfnisse der Entwicklungs- 
länder anzupassen. 

Mit zunehmendem Fortschritt in den Entwicklungs- 
ländern wächst deren Bedarf sowohl an eigenem als 
auch an entsandtem höher qualifizierten und spezia- 
lisierten Personal. Die Bundesregierung wird dem 
durch entsprechende Aus- und Fortbildungsmaß- 
nahmen sowie durch verstärkte Entsendung höher 
qualifizierten deutschen Personals und durch eine 
größere Beweglichkeit seines Einsatzes Rechnung 
tragen. 

Auf dieses Ziel hin sind Werbung, Vorbereitung, 
Fortbildung, Bezahlung, soziale Sicherung und Rück- 
gliederung der Fachkräfte auszurichten. 

Die Personalwerbung wird in der Öffentlichkeit, in 
Schulen und Hochschulen sowie unter den früheren 
Entwicklungshelfern intensiviert. Mit den öffent- 
lichen Arbeitgebern (vor allem den Ländern), mit 
Berufsorganisationen und mit der Privatwirtschaft 
wird eine enge Zusammenarbeit angestrebt. Die 
Bundesregierung legt auf gründliche Vorbereitung 
und Fortbildung von Fachkräften verstärkten Wert. 
Die Aus- und Fortbildungsprogramme sollen nicht 
nur fachliches und entwicklungspolitisches Wissen 
vermitteln, sondern auch die Fähigkeit zur Anpas- 
sung an andere Kulturen wecken. Eine entsprechen- 
de Erhöhung der Kapazität und des Niveaus bei den 
Ausbildungsinstituten ist beabsichtigt. 

Dem Personalmangel soll verstärkt dadurch ent- 
gegengewirkt werden, daß deutsche Ausbildungs- 
und Fachkräfte möglichst rasch durch einheimische 
Counterparts abgelöst werden. 

Es ist zu prüfen, ob Angehörige von Drittländern, 
einschließlich der Entwicklungsländer, im Rahmen 
der deutschen Technischen Hilfe in beschränktem 
Umfang tätig werden können. 

Um den Anreiz für eine Expertentätigkeit in Ent- 
wicklungsländern zu erhöhen, wird eine Verbesse- 
rung der Anstellungs- und Vertragsbedingungen 


angestrebt. Die Bundesregierung wird das System 
der Gehaltszuschüsse weiter ausbauen. 

Die Bundesregierung strebt an, die Zahl der in Ent- 
wicklungsländern tätigen deutschen Entwicklungs- 
hilf eexperten zu erhöhen. Nach den gegenwärtigen 
Vorstellungen erscheint eine Verdoppelung des Ex- 
perteneinsatzes auf ca, 3000 Mann-Jahre entspre- 
chend der Regierungserklärung vom 28. Oktober 
1969 in der zweiten Hälfte der Dekade innerhalb 
des gegebenen Finanzrahmens erreichbar. 

Die Bundesregierung wird sich nachdrücklich dafür 
einsetzen, daß der Anteil der in internationalen 
Organisationen und Einrichtungen tätigen deut- 
schen Kräfte entsprechend dem zunehmenden finan- 
ziellen Engagement der Bundesrepublik erhöht wird. 

bb) Deutscher Entwicklungsdienst (DED) 

Der DED als Fachdienst wird in der Zweiten Ent- 
wicklungsdekade sein Programm qualitativ und 
quantitativ ausbauen. Die Bewerber werden länger- 
fristig und mit verbesserten Methoden auf ihren 
Dienst in den Entwicklungsländern vorbereitet. Die 
Ausbildung wird teilweise in die Entwicklungs- 
länder verlagert. Zweiteinsatz wird häufiger. Auch 
geeignete junge Akademiker sollen als Entwick- 
lungshelfer tätig werden. 

Bis zur Mitte der Dekade wird eine Erhöhung der 
Zahl der Entwicklungshelfer von gegenwärtig rd. 
1000 auf etwa 1800 bis 1900 angestrebt. Die Zahl 
soll bis Ende der Dekade weiter auf etwa 2200 
gesteigert werden. 


4, Zusammenarbeit 
mit nidit-staatlidien Institutionen 

Ohne Mobilisierung des Willens zur Selbsthilfe in 
allen Bevölkerungsschichten der Entwicklungsländer 
gibt es keine Entwicklung. Hierbei wirken mehr 
und mehr gesellschaftliche Gruppen mit (zum Bei- 
spiel Gewerkschaften, Genossenschaften, Jugend- 
und Studentenorganisationen, Unternehmervereini- 
gungen und Kirchen), Die Unterstützung solcher 
Initiativen in partnerschaftlicher Zusammenarbeit 
ist das Ziel entsprechender gesellschaftlicher Grup- 
pen in der Bundesrepublik. Die Bundesregierung 
fördert diese Initiativen, sofern sie den Entwick- 
lungszielen des einzelnen Entwicklungslandes ent- 
sprechen. 

Die Bundesregierung hält einen gesteigerten Beitrag 
der nicht-staatlichen gesellschaftlichen Gruppen für 
wünschenswert. Aufgrund der Erfahrungen in der 
Ersten Dekade erscheinen ihre Aktivitäten vor 
allem in folgenden Bereichen besonders förderungs- 
würdig: Stärkung der Selbsthilfebewegungen, Maß- 
nahmen der Agrarreform, Massenmedien, Vorhaben 
der Aus- und Fortbildung von Führungskräften der 
gesellschaftlichen Gruppen. 

An derartigen Programmen beteiligen sich zum Bei- 
spiel die christlichen Kirchen, politischen Stiftungen 
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und andere private Organisationen. Einen wich- 
tigen Beitrag leisten auch die Entwicklungsdienste 
und andere Organisationen wie die Carl-Duisberg- 
Gesellschaft und die Deutsche Stiftung für Entwick- 
lungsländer. Die Bundesregierung wird unter ande- 
rem auch entwicklungspolitische Aktivitäten von 
Universitäten und Gemeinden unterstützen. 

Die Bundesregierung begrüßt das selbstverantwort- 
liche, eigenständige Engagement der gesellschaft- 
lichen Gruppen. Sie will auch durch die länger- 
bezogenen Hilfeprogramme Möglichkeiten einer 
besseren Abstimmung und Zusammenarbeit zwi- 
schen nicht-staatlicher und öffentlicher Entwick- 
lungshilfe bieten. Die Bundesregierung erhofft sich 
von einem ständigen und intensiven Austausch der 
Informationen und Erfahrungen zwischen und mit 
den privaten Trägern eine erhöhte Wirksamkeit 
der Bemühungen aller Beteiligten. 

Soweit die Bundesregierung kontinuierlich mit 
nicht-staatlichen Einrichtungen und gesellschaft- 
lichen Gruppen zusammenarbeitet und ihre entwick- 
lungspolitischen Aktivitäten finanziell fördert, soll 
diese Zusammenarbeit unter Berücksichtigung der 
Eigenart des jeweiligen Partners gestaltet und den 
Erfordernissen der Zweiten Entwicklungsdekade an- 
gepaßt werden. 


D. 

Multilaterale Entwicklungspolitik 


1. Einfügung der deutschen Entwicklungshilfe 
in die internationalen qualitativen und quantitativen 
Ziele und Verpflichtungen 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß in 
einer zunehmend durch wirtschaftliche Verflechtung 
und Interdependenz gekennzeichneten Welt wirk- 
same Entwicklungspolitik nur durch weltweite, soli- 
darische Kooperation betrieben werden kann. 
Unsere Entwicklungspolitik muß sich daher in die 
internationale Strategie für die Zweite Entwick- 
lungsdekade einfügen. Grundlage der bilateralen 
und multilateralen Beiträge ist der in der Inter- 
nationalen Entwicklungsstrategie für die Zweite 
Entwicklungsdekade der Vereinten Nationen nieder- 
gelegte Maßnahmenkatalog. 


2. Länderbezogene Koordinierung 

Die Verwirklichung des entwicklungspolitischen 
Konzepts für die 70er Jahre hängt entscheidend von 
der Zusammenarbeit und Abstimmung zwischen bi- 
lateralen und multilateralen Gebern sowie von dem 
engen Dialog mit den Entwicklungsländern ab. Die 
Abstimmung der verschiedenen bilateralen und 
multilateralen Hilfen auf die Erfordernisse der Ent- 
wicklungspläne und Bedürfnisse der einzelnen Ent- 
wicklungsländer und eine stärkere Verbindung mit 
dem Gesamtsystem der UN-Hilfen ist unerläßlich. 


Bei der Programmierung der multilateralen Hilfe 
und bei der Koordinierung multilateraler und bi- 
lateraler Hilfe kommt den multilateralen Organisa- 
.tionen, die ständig an Ort und Stelle vertreten sind, 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit besondere Bedeu- 
tung zu. Wirksame Koordinierung der verschiede- 
nen Hilfeleistungen setzt bessere Information über 
Projekte und Programme voraus. Die Bundesregie- 
rung hält den Auf- und Ausbau eines wirksamen 
Informationssystems in Entwicklungsländern für 
zweckmäßig. Hierzu gehört unter anderem die 
Schaffung zentraler Informationsstellen, die projekt- » 
und planungsbezogene Daten speichern, auswerten 
und den beteiligten bilateralen und multilateralen 
Gebern auf Anforderung zur Verfügung stellen. Die 
Bestrebungen, ein integriertes Informationssystem 
innerhalb der UN-Organisationen zu schaffen, wer- 
den von der Bundesregierung unterstützt. Auch die 
Bemühungen der Weltbank, ihre Länderberichts- 
missionen zu verstärken, mit erweiterten Aufgaben 
zu betrauen und mit dem Entwicklungsprogramm 
der Vereinten Nationen (United Nations Devel- 
opment Program - UNDP) und dem IMF im Infor- 
mationsbereich enger zusammenzuarbeiten, werden 
Information und Koordination weiter verbessern. 

Die Bundesregierung wird alle Maßnahmen unter- 
stützen, die zu einer Abstimmung der Hilfepro- 
gramme bilateraler und multilateraler Geber mit 
dem Entwicklungsland führen. Einer der Wege hier- 
zu ist der konzertierte Dialog an Ort und Stelle. Die 
schon bestehenden und unter der Leitung der Welt- 
bank und der OECD wirkenden Koordinierungs- 
gremien sollten ihre Tätigkeit fortsetzen. Die Schaf- 
fung neuer Beratunggruppen für einzelne Entwick- 
lungsland^ wird fallweise zu prüfen sein. 


3. Überprüfung und Bewertung 

Die Bundesregierung unterstützt die Bemühungen, 
den internationalen Überprüfungsmechanismus zu 
schaffen, der die quantitativen und qualitativen 
Zielsetzungen sowie Maßnahmen und Auswirkun- 
gen bilateraler und multilateraler Hilfe einer kriti- 
schen Analyse unterzieht. 

Die Vollversammlung der Vereinten Nationen hat 
beschlossen, daß die Überprüfung und Bewertung 
der Ziele und Maßnahmen auf nationaler, regionaler 
und sektoraler Ebene im Abstand von jeweils zwei 
Jahren zu einer Globalüberprüfung zusammengefaßt 
werden soll. Um eine wirksame überprüfimg der 
Fortschritte zu gewährleisten, hält es die Bundes- 
regierung für nützlich, daß die hierfür vorgesehenen 
Institutionen - insbesondere der UN-Ausschuß für 
Entwicklungsplanung (Committee for Development 
Planning - CDP) - dieser wichtigen Aufgabe struk- 
turell und personell angepaßt werden. Die Bundes- 
regierung ist in Übereinstimmung mit anderen Indu- 
strieländern der Auffassung, daß der internationale 
Überprüfungsmechanismus ein Höchstmaß an Aus- 
strahlung auf die öffentliche Meinung und die Ent- 
scheidungsträger in Industrie- und Entwicklungs- 
ländern haben sollte. 
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4. Reformen im Bereich der multilateralen Hilfe 

Die Bundesregierung wird intensiv die Bestrebun- 
gen unterstützen, die auf eine Steigerung der Effi- 
zienz durch arbeitsteilige Zusammenarbeit im 
System der multilateralen Entwicklungshilfe gerich- 
tet sind, ln diesem Sinne begrüßt sie die von der 
UN-Vollversammlung beschlossenen Reformen auf 
der Grundlage der Jackson-Studie, die eine Lei- 
stungssteigerung des UN-Entwicklungssystems 
durch Reorganisation und Rationalisierung zum 
Ziele haben. Sie wird insbesondere fördern, was 
geeignet ist, der Gefahr einer Polarisierung der 
Meinungen und Interessen zwischen Industrie- 
ländern und Ländern der Dritten Welt entgegenzu- 
wirken. 


5. Multilaterale und bilaterale Hilfe 

Die Bundesregierung wird neben der Einpassung 
ihrer bilateralen Hilfe in den internationalen Rah- 
men entsprechend den weltweiten Tendenzen die 
internationale Zusammenarbeit durch einen ver- 
stärkten finanziellen Beitrag zu multilateralen Orga- 
nisationen fördern. Darüber hinaus wird die Bundes- 
regierung bemüht sein, den multilateralen Finanz- 
institutionen weiterhin im Rahmen des Möglichen 
den Zugang zum deutschen Kapitalmarkt offenzu- 
halten. Bilaterale und multilaterale Entwicklungs- 
hilfe sind komplementäre Formen der Entwicklungs- 
politik. Die bilaterale Hilfe wird innerhalb der deut- 
schen Entwicklungspolitik quantitativ weiterhin 
überwiegen. 

Die Bundesregierung hat jedoch stets der inter- 
national befürworteten Notwendigkeit Rechnung ge- 
tragen, einen zunehmenden Teil der öffentlichen 
Hilfe multilateralen Organisationen zuzuleiten. Sie 
wird auch in Zukunft mindestens 20 ^Vo der öffent- 
lichen Hilfe für diesen Zweck bereitstellen. 

Als Formen des Zusammenwirkens bilateraler und 
multilateraler Hilfe kommen insbesondere Gemein- 
schaftsvorhaben, multilateral geplante und bilateral 
durchgeführte Projekte sowie Treuhandfondspro- 
jekte in Betracht. Ferner steht die Bundesregierung 
der Zusammenarbeit bilateraler und multilateraler 
Institutionen bei der Planung und Durchführung 
regionaler oder sektoraler Vorhaben, deren Um- 
fang und exemplarische Bedeutung dies erfordern, 
positiv gegenüber. 


6. Schwerpunkte der multilateralen Hilfe 

Die Bundesregierung mißt der Fortsetzung der inter- 
nationalen entwicklungspolitischen Meinungs- 
bildung über die Kernfragen der Entwicklungspoli- 
tik - insbesondere im Rahmen der OECD und der 
UNCTAD ~ wesentliche Bedeutung bei und wird 
weiterhin aktiv in diesen Gremien mitwirken. 

Innerhalb der operativen multilateralen Organisa- 
tionen nimmt die Weltbankgruppe [Weltbank, Inter- 


nationale Entwicklungsorganisation (International 
Development Agency - IDA), Internationale Finanz- 
korporation (International Finance Corporation 
IFC)] einen v/ichtigen Platz ein. Die Bundesregierung 
hat sich bei den Verhandlungen über die dritte 
Aufstockung des Kapitals der IDA, die zur Deckung 
ihres Finanzbedarfs auf die Zuweisung öffentlicher 
Mittel ihrer industriellen Mitgliedsländer angewie- 
sen ist, für eine substantielle Erhöhung der finan- 
ziellen Mittel eingesetzt. Sie wird sich auch an 
weiteren Aufstockungen für die IDA angemessen 
beteiligen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß den 
Bedürfnissen der Entwicklungsländer nach einer 
angemessenen Versorgung mit internationaler 
Liquidität Rechnung getragen werden muß. Sie wird 
sich daher auch im Internationalen Währungsfonds 
(IMF) weiterhin für eine angemessene Beteiligung 
der Entwicklungsländer an der Schaffung zusätz- 
licher Reserven einselzen. Sie betrachtet es jedoch 
nicht als ratsam, eine Verbindung zwischen der 
Schaffung von Sonderziehungsrechten und der Ent- 
wicklungshilfefinanzierung herzustellen. Vielmehr 
liegt es sowohl im Interesse der Entwicklungs- als 
auch der Industrieländer, daß das Vertrauen in die 
Sonderziehungsrechte als international akzeptiertes 
Reservemedium weiterhin gefestigt und ein 
störungsfreies Funktionieren dieses neuen Reserve- 
mechanismus sichergestellt wird. 

Neben der IDA bildet der Europäische Entwick- 
lungsfonds einen weiteren Schwerpunkt der öffent- 
lichen Entwicklungshilfe. Im Rahmen einer durch 
Assoziierungen und Beitritte erweiterten EG wer- 
den die Grundsätze der Tätigkeit des Europäischen 
Entwicklungsfonds neu überdacht werden müssen. 
Die Bundesregierung steht Tendenzen, die auf eine 
verstärkte Konzentration der multilateralen Tech- 
nischen Hilfe beim UNDP abzielen, positiv gegen- 
über und wird das UNDP entsprechend unterstützen. 

Die Bundesregierung wird Regionalbanken ange- 
sichts deren wachsender Bedeutung für die regionale 
Entwicklung und Zusammenarbeit in Zukunft 
stärker fördern. 


E. 

Entwicklungspolitische Aktivitäten 
in der Bundesrepublik Deutschland 


1. Außenhandel 

Die Bundesregierung mißt der Ausweitung des 
Handels der Entwicklungsländer besondere Bedeu- 
tung zu. 

Die Bundesregierung hat ihre Haltung zur Förde- 
rung des Handels der Entwicklungsländer in der 
Kabinettentscheidung vom 26. Februar 1970 fest- 
gelegt. Sie unterstützt nachdrücklich die Bemühun- 
gen des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 
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(General Agreement on Tariffs and Trade - GATT) 
und der Konferenz der Vereinten Nationen für 
Handel und Entwicklung (UNCTAD), den Außen- 
handel der Entwicklungsländer zu fördern und ins- 
besondere den Abbau solcher Handelsschranken 
voranzutreiben, die sich dem Handel mit Grund- 
stoffen, Halb- und Fertigwaren entgegenstellen. Sie 
wird sich dafür einsetzen, daß bei der Gestaltung 
und Durchführung der europäischen Agrarmarkt- 
organisationen die Interessen der Entwicklungs- 
länder in angemessener Weise berücksichtigt 
werden. 

Die deutsche Entwicklungspolitik wird sich stärker 
als bisher darauf richten, den Handel und die wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit der Entwicklungsländer 
untereinander zu verstärken. Die Bundesregierung 
wird prüfen, wo und wie die Zusammenarbeit der 
Entwicklungsländer in Freihandelszonen, Zoll- und 
Wirtschaftsunionen und anderen Formen inter- 
regionaler Zusammenarbeit gefördert werden kann. 

Private deutsche Initiativen zur Förderung der Ein- 
fuhren aus Entwicklungsländern werden begrüßt. Es 
wäre zu prüfen, inwieweit sich geeignete deutsche 
Fachpartner an einer größeren Zahl von Export- 
firmen in Entwicklungsländern beteiligen können. 
Darüber hinaus ist zu erwägen, ob und inwieweit 
die DEG im Rahmen ihrer Aufgaben Beteiligungen 
an Exportförderungsgesellschaften in Entwicklungs- 
ländern erwerben kann. Die Bundesregierung und 
die Bundesstelle für Außenhandelsinformation 
arbeiten eng mit Importkontaktstellen der deut- 
schen Wirtschaft - zum Beispiel des Bundesver- 
bandes des Groß- und Außenhandels - zusammen. 
Die Bundesregierung beabsichtigt, die Bundesstelle 
für Außenhandelsinformation stärker für die Förde- 
rung der Importe aus Entwicklungsländern einzu- 
setzen. 


2. Strukturanpassung 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß im 
Bereich des Handels der weitere Abbau tarifärer 
und nicht-tarifärer Handelshemmnisse sowie Maß- 
nahmen zur Strukturanpassung in Industrieländern 
wesentlich zur Steigerung der Ausfuhren der Ent- 
wicklungsländer beitragen können. Unter anderem 
können auch Zoll-, Steuer- und Subventionspolitik 
ebenso wie langfristige Raumordnungs- und Struk- 
turmaßnahmen Auswirkungen- auf die Volkswirt- 
schaften der Entwicklungsländer haben. 

Die Bundesregierung tritt nachdrücklich dafür ein, 
daß die Industrieländer ihre Märkte für Erzeugnisse 
der Entwicklungsländer stärker öffnen. Sie wird sich 
daher in der EWG und in anderen internationalen 
Organisationen nach wie vor für eine liberale 
Außenwirtschaftspolitik einsetzen, insbesondere für 
den weiteren Abbau von Zöllen und anderen Han- 
delshcmmnissen. Die von den Europäischen Gemein- 
schaften in Aussicht genommenen Zollpräferenzen 
zugunsten der Entwicklungsländer werden von der 
Bundesregierung als ein wichtiger Schritt in dieser 
Richtung begrüßt. 


Die Bundesregierung wird bei ihrer Wirtschafts- 
und Außenwirtschaftspolitik weiter das Ziel ver- 
folgen, die Entwicklungsländer stärker in die inter- 
nationale Arbeitsteilung zu integrieren. Sie wird 
sich in internationalen Einrichtungen für eine wach- 
sende Beteiligung der Entwicklungsländer am Welt- 
handel einsetzen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der 
Strukturwandel unerläßliche Voraussetzung gesamt- 
wirtschaftlichen Wachstums und einer verbesserten 
internationalen Arbeitsteilung ist. Strukturände- 
rungen, die durch die verstärkte Integration der Ent- 
wicklungsländer in die internationale Arbeitsteilung 
ausgelöst werden, dürfen nicht aufgehalten werden; 
sie müssen vielmehr, wenn erforderlich, durch ange- 
messene strukturpolitische Maßnahmen unterstützt 
werden. Insbesondere darf die Abwanderung von 
Arbeitskräften und Kapital aus Wirtschaftszweigen, 
bei denen Anpassungen an die geänderten Markt- 
verhältnisse notwendig sind, nicht durch Erhaltungs- 
subventionen verhindert werden. Sozialen Härten 
durch Anpassungsprozesse muß rechtzeitig ent- 
gegengewirkt werden. Verlagerungen von Produk- 
tionen durch Auf- und Ausbau von Unternehmen 
oder zum Erwerb von Beteiligungen an Unterneh- 
men sowie zum Erwerb von Unternehmen in 
Entwicklungsländern werden weiterhin durch finan- 
zielle und steuerliche Hilfen sowie durch Über- 
nahme von Garantien zur Absicherung politischer 
Risiken unterstützt. Die Bundesregierung fördert im 
Rahmen ihrer wachstumsorientierten Strukturpolitik 
die Anpassung der Produktion an Strukturänderun- 
gen und die Umschulung der hiervon betroffenen 
Arbeitskräfte auf Berufe mit besseren Chancen und 
trägt damit den berechtigten Belangen der Entwick- 
lungsländer Rechnung. 


3. Mobilisierung der öffentlichen Meinung 

Die Bundesregierung ist verstärkt bemüht, Ver- 
ständnis für die Probleme der Entwicklungspolitik 
zu wecken, Einblick in die sozialen und wirtschaft- 
lichen Zusammenhänge des Entwicklungsprozesses 
in den Ländern der Dritten Welt zu vermitteln und 
die gesellschaftliche Verantwortung für die Ver- 
besserung der Verhältnisse in den Entwicklungs- 
ländern zu stärken. Dabei wird es weniger darauf 
ankommen, Emotionen als vielmehr Problembewußt- 
sein zu wecken. 

Die Erfahrungen der Ersten Entwicklungsdekade 
haben gezeigt, daß Entwicklung sehr komplexe 
Fragen umfaßt, die ein schnelles und leichtes Ver- 
ständnis in der breiten Öffentlichkeit erschweren. 
Die entwicklungspolitische Öffentlichkeitsarbeit der 
Bundesregierung wird sich daher auf Gruppen und 
Institutionen konzentrieren, bei denen besonderes 
entwicklungspolitisches Interesse zu erwarten ist 
und von denen ein Einfluß auf die öffentliche Mei- 
nungsbildung ausgeht. Dies gilt unter anderem für 
die Zusammenarbeit mit den Parteien, den Kirchen, 
der Wirtschaft, den Gewerkschaften, dem Deutschen 
Forum für Entwicklungspolitik, den Trägern der 
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politischen Bildung, mit der Presse, den Rundfunk- 
und Fernsehanstalten, Die Bundesregierung wird 
diese Organisationen und Institutionen bei der Ver- 
breitung entwicklungspolitischer Informationen ge- 
zielt unterstützen. 

Die Bundesregierung hält Öffentlichkeitsarbeit im 
pädagogischen und schulischen Bereich für beson- 
ders wichtig. 


F. 

Finanzielle Rahmenplanung 


1, Internationale quantitative Ziele der Dekade 

Die Vollversammlung der Vereinten Nationen hat 
im Rahmen der Strategie für die Zweite Entwick- 
lungsdekade beschlossen, daß die wirtschaftlich fort- 
geschrittenen Länder sich bemühen sollten, das 1 ®/o- 
Ziel (jährliche Nettoleistungen in Höhe von minde- 
stens 1 ®/o des Bruttosozialprodukts) bis 1972 zu 
erfüllen; ferner, daß sich diejenigen Länder, die 
dieses Ziel bereits in der Vergangenheit verwirk- 
licht haben, um die Beibehaltung ihres Leistungs- 
standes bemühen und, soweit möglich, eine Er- 
höhung in Aussicht nehmen sollten. Darüber hinaus 
wird erwartet, daß künftig jedes Industrieland seine 
öffentliche Entwicklungshilfe zunehmend steigern 
und sich bemühen wird, bis zur Mitte der Dekade 
jährlich mindestens 0,7 ®/o des Bruttosozialprodukts 
als öffentliche Entwicklungshilfe zu erreichen. Dazu 
wurden von mehreren großen Geberländern Vor- 
behalte eingelegt. 


2. Finanzielle Leistungen der Bundesrepublik 
in der Zweiten Entwicklungsdekade 

Die Bundesregierung räumt der Entwicklungshilfe 
im Rahmen ihrer Gesamtpolitik einen hohen Rang 
ein, der in der finanziellen Planung seinen Ausdruck 
finden muß. Für den Haushalt des Bundesministe- 
riums für wirtschaftliche Zusammenarbeit sind in 
der Finanzplanung des Bimdes 1970 bis 1974 höhere 
Steigerungsraten vorgesehen als für den Gesamt- 
haushalt. Was das in den Grundsätzen der Verein- 
ten Nationen für die Strategie der Zweiten Dekade 
genannte 1 ®/o-Ziel anlangt, so wird die Bundesregie- 
rung bemüht sein, den inzwischen erreichten Stand 
der Leistungen beizubehalten. Ob dies möglich ist, 
hängt unter anderem von den jährlichen Zuwachs- 
raten des Bruttosozialprodukts (BSP) und von der 
Höhe der privaten Leistungen ab. 

Auf die Leistungen der privaten Wirtschaft, die 
einen großen Teil der Gesamtleistungen ausmachen, 
hat die Bundesregierung nur geringen Einfluß. Eine 
Prognose über die Höhe dieser Leistungen bis zum 
Ende der Dekade ist kaum möglich. Gewisse 
Schwankungen hinsichtlich des 1 ®/o-Ziels können 
aus diesen Gründen nicht ausgeschlossen werden. 


So sanken die Leistungen des Jahres 1969 in Höhe 
von 1,33 ®/o des BSP im Jahre 1970 wegen der 
starken Zunahme des BSP und eines gleichzeitigen 
Abfalls des Transfers und der Hilfe von privater 
Seite auf rund 0,9 ®/o des BSP ab. Da die privaten 
Leistungen auch in Zukunft starken Schwankungen 
unterworfen sein werden, wird die Bundesregierung 
bei ihren Überlegungen zur Erreichung des 1 
Zieles der Entwicklung der öffentlichen Hilfe ent- 
sprechende Aufmerksamkeit widmen. 

Die Bundesregierung hat in der Regierungserklä- 
rung vom 28. Oktober 1969 erklärt, daß sie sich 
bemühen wird, das im Pearson-Bericht empfohlene 
Ziel der öffentlichen Hilfeleistungen von 0,7 ®/o des 
BSP durch eine Steigerungsrate von durchschnittlich 
11 Vo im Jahr zu erreichen. 

Ob zur Erreichung des 0,7 ®/o-Zieles höhere Steige- 
rungsraten in der künftigen Finanzplanung des 
Bundes vorgesehen werden können, wird bei der 
jeweiligen Fortschreibung der Finanzpla^nung unter 
Berücksichtigung der Anforderungen an den Bun- 
deshaushalt in anderen Bereichen geprüft werden 
müssen. Die Bundesregierung stimmt dem 0,7 ®/o- 
Ziel zu. Sie wird sich bemühen, dieses Ziel zu einem 
möglichst frühen Zeitpunkt zu erreichen. 

Entsprechend der Regierungserklärung vom 28. Ok- 
tober 1969 wird nach Wegen gesucht werden, um 
Rückflüsse aus Mitteln der öffentlichen Kapitalhilfe 
wieder voll für Zwecke der Entwicklungshilfe zu 
verwenden. 


3. Bisherige finanzielle Planung 

Die Plafonds im Haushalt des Bundesministeriums 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit (Einzelplan 23) 
werden nach der gegenwärtigen mittelfristigen 
Finanzplanung des Buncies bis zum Jahre 1974 jähr- 
lich um rund ll®/o gesteigert. Das Volumen des 
Einzelplans 23 würde demnach im Jahre 1974 rund 
3,4 Mrd. DM betragen. Die Plafonds anderer Einzel- 
pläne des Bundeshaushalts, in denen Mittel für 
Zwecke der Entwicklungshilfe bereitgestellt sind, 
werden ebenfalls angemessen gesteigert. 

Zur Finanzierung der öffentlichen Leistungen stehen 
ferner Mittel des ERP-Sondervermögens, Beiträge 
der Länder für die von ihnen geförderten Maßnah- 
men sowie Mittel der Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau zur Verfügung. Es wird zu prüfen sein, ob eine 
Erhöhung der aus diesen Quellen bereitgestellten 
Mittel erforderlich und möglich ist. 

Für die Entwicklung der Ausgaben sind vor allem 
die Verpflichtungsermächtigungen der Technischen 
Hilfe und der Kapitalhilfe von entscheidender Be- 
deutung. Die Verpflichtungsermächtigung im Jahre 
1971 wird um 11 ®/o erhöht (Technische Hilfe 18®/o, 
Kapitalhilfe 9®/o). Die Steigerungsraten der folgen- 
den Jahre werden mit dem Ziel festgelegt, die in der 
Finanzplanung des Bundes vorgesehenen Baraus- 
gaben zu gewährleisten. 


29 



Drucksadle VI/2053 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 2 

Erklärung der Regierung der Bundesrepublik Deutschland vom 12. Februar 1971 
zur Internationalen Strategie für die Zweite Entwidklungsdekade 

der Vereinten Nationen 


Die Bundesregierung wird sich, wie sie bereits in 
ihrem Schreiben an den Präsidenten der Vollver- 
sammlung/Generalsekretär der Vereinten Nationen 
anläßlich der Verabschiedung des Strategie-Doku- 
ments am 24. Oktober 1970 erklärt hat, in ihrer Ent- 
wicklungspolitik während des Zweiten Entwicfc- 
lungsjahrzehnts von den im UN-Strategie-Dokument 
festgehaltenen Grundsätzen leiten lassen. Sie billigt 
damit das Strategie-Dokument als allgemeinen 
Rahmen für die gemeinsamen Bemühungen der 
Industrie- und Entwicklungsländer während der 
kommenden zehn Jahre, den wirtschaftlichen und 
sozialen Fortschritt in der Welt durch geeignete 
Maßnahmen zu fördern. Gleichzeitig bekräftigt sie 
ihre Bereitschaft, in einem System weltweiter Part- 
nerschaft an der Intensivierung und besseren Ab- 
stimmung der Entwicklungsanstrengungen mitzu- 
wirken. 

Auf der Grundlage dieser allgemeinen Zielsetzung 
strebt die Bundesregierung eine Verbesserung der 
Lebensbedingungen der Bevölkerung der Entwick- 
lungsländer an. Sie unterstreicht insbesondere die 
enge Wechselwirkung zwischen der Förderung wirt- 
schaftlichen Wachstums und sozialen Fortschritts, 
die integrierende Bestandteile des Entwicklungs- 
prozesses sind und daher gemeinsam verwirklicht 
werden sollten. 

Im Rahmen ihrer Entwicklungspolitik wird die Bun- 
desregierung deshalb - neben unmittelbarer Hilfe, 
zur Verbesserung der Lebensbedingungen - die An- 
strengungen der Entwicklungsländer insbesondere 
in folgenden Bereichen verstärkt unterstützen: Be- 
kämpfung von Arbeitslosigkeit und Unterbeschäf- 
tigung, Schaffung eines arbeits- und umweltorien- 
tierten Erziehungssystems, Strukturverbesserung in 
ländlichen Regionen, Diversifizierung der landwirt- 
schaftlichen Produktion, Ausweitung und Diversifi- 
zierung des gewerblichen Sektors und der Aus- 
fuhren sowie Stärkung der Planungs- und Organi- 
sationsfähigkeit. 

In Übereinstimmung mit den von der UN-Vollver- 
sammlung beschlossenen Reformen auf Grund der 
Studie über die Leistungsfähigkeit des UN-Entwick- 
lungssystems (Jackson-Studie) ist die Bundesregie-, 
rung der Auffassung, daß sich die Entwicklungs- 
anstrengungen auf der Grundlage einer vorwiegend 
länderorientierten Entwicklungspolitik vollziehen 
sollten. Differenzierte länderbezogene Hilfepro- 
gramme werden daher künftig verstärkt die Grund- 
lage der entwicklungspolitischen Aktivitäten der 
Bundesregierung bilden. 

Die Bundesregierung erkennt die zunehmende Be- 
deutung multilateraler Organisationen bei der Pro- 


grammierung der multilateralen Hilfe sowie bei der 
Koordinierung von multilateraler und bilateraler 
Hilfe an. Sie wird multilaterale Organisationen in 
finanzieller und personeller Hinsicht auch künftig 
unterstützen und während der Zweiten Entwick- 
lungsdekade weiterhin mindestens 20 ®/o ihrer 
öffentlichen Entwicklungshilfe über multilaterale 
Organisationen leiten. 

Die- Bundesregierung wird im Einklang mit dem 
Strategie-Dokument der Vereinten Nationen das 
Volumen der finanziellen Leistungen erhöhen und 
die Vergabebedingungen der öffentlichen Hilfe ver- 
bessern. Die Bundesregierung stimmt dem 0,7 Vo- 
Ziel zu. Sie wird sich bemühen, dieses Ziel zu einem 
möglichst frühen Zeitpunkt zu erreichen. Im Rahmen 
der pffentlichen Hilfe sollen die Wachstumsraten 
der Technischen Hilfe überproportional angehoben 
werden. 

Im Hinblick auf die bilaterale Kapitalhilfe ist die 
Bundesregierung grundsätzlich zum Abbau der noch 
bestehenden Lieferbindungen bereit und wird inter- 
nationale Bestrebungen, die auf eine allgemeine 
Aufgabe der Bindungspraktiken gerichtet sind, nach- 
drücklich unterstützen; dabei geht sie davon aus, 
daß faire internationale Wettbewerbsbedingungen 
sichergestellt werden. Sie beabsichtigt darüber hin- 
aus, sich an einer Überprüfung der DAC-Kondi- 
tionenempfehlung des Jahres 1969 im Lichte neuerer 
entwicklungspolitischer Erfordernisse zu beteiligen 
und im Laufe der Dekade die Möglichkeiten für eine 
weitere Verbesserung der Kapitalhilfebedingungen 
zu prüfen. Angesichts der Verschuldung vieler Ent- 
wicklungsländer steht die Bundesregierung ferner 
der Einführung eines Frühwarnsystems oder ähn- 
lichen Maßnahmen wohlwollend gegenüber, durch 
die in internationaler Zusammenarbeit angestrebt 
wird, die Verschuldung in angemessenen Grenzen 
zu halten. 

Die Bundesregierung ist sich der besonderen Bedeu- 
tung der Ausweitung des Handels der Entwicklungs- 
länder bewußt. Sie wird die Bemühungen des GATT 
und der UNCTAD unterstützen, den Außenhandel 
dieser Länder zu fördern, insbesondere durch den 
Abbau tarifärer und nicht-tarifärer Hemmnisse, die 
sich der Ausfuhr von Grundstoffen und Halb- und 
Fertigwaren entgegenstellen. Sie wird im Rahmen 
der Europäischen Gemeinschaften darum bemüht 
sein, daß das System allgemeiner Zollpräferenzen 
gegenüber den Entwicklungsländern verwirklicht 
und ausgebaut wird. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß der 
Strukturwandel eine unerläßliche Voraussetzung 
wirtschaftlichen Wachstums und einer verbesserten 
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internationalen Arbeitsteilung ist, Strukturänderun- 
gen, die durch diq verstärkte Einbeziehung der Ent- 
wicklungsländer in die internationale Arbeitsteilung 
ausgelöst werden, dürfen nicht aufgehalten werden, 
sondern müssen, wenn erforderlich, durch ange- 
messene strukturpolitische Maßnahmen unterstützt 
werden. Im Rahmen ihrer wachstumsorientierten 
Strukturpolitik wird die Bundesregierung weiterhin 
die Anpassung der Produktion an Strukturänderun- 
gen und die Umschulung der hiervon betroffenen 
Arbeitskräfte auf Berufe mit besseren Chancen 
fördern und trägt damit den berechtigten Belangen 
der Entwicklungsländer Rechnung. 

Die Bundesregierung vertritt die Ansicht, daß den 
Bedürfnissen der Entwicklungsländer nach einer 
angemessenen Versorgung mit internationaler 
Liquidität Rechnung getragen werden .muß. Sie be- 
trachtet es jedoch nicht als ratsam, eine Verbindung 
zwischen der Schaffung von Sonderziehungsrechten 
und der Finanzierung der Entwicklungshilfe herzu- 
stellen. Vielmehr liegt es im Interesse sowohl der 
Entwicklungs- als auch der Industrieländer, daß das 
Vertrauen in die Sonderziehungsrechte als inter- 
national akzeptiertes Reservemedium weiter ge- 
festigt und ein störungsfreies Funktionieren dieses 
neuen Reservemechanismus sichergestellt wird. 

Im Einklang mit dem Strategie-Dokument ist die 
Bundesregierung ferner der Ansicht, daß es zur Ver- 
ringerung der zwischen Entwicklungs- und Industrie- 
ländern bestehenden technologischen Lücke des er- 
höhten Einsatzes von Wissenschaft und Technologie 
für Entwicklungszwecke bedarf. Sie wird diesen Er- 
fordernissen durch verstärkte Anstrengungen Rech- 
nung tragen und sich intensiv an den internationalen 
Beratungen über Förderungsmaßnahmen in diesem 


Bereich beteiligen. Sie hält es jedoch im Augenblick 
nicht für zweckmäßig, quantitative finanzielle Ziele 
auf internationaler Ebene festzulegen. 

Im Rahmen der Mobilisierung der öffentlichen Mei- 
nung wird die Bundesregierung alles in ihren 
Kräften Stehende tun, um ein größeres Verständnis 
für die Probleme der Entwicklung zu wecken. Das 
Ziel dieser Informationspolitik ist es, in allen Be- 
völkerungsschichten das Bewußtsein der Verant- 
wortung für die Verbesserung der Verhältnisse in 
den Entwicklungsländern zu stärken. 

Die Bundesregierung sieht die beabsichtigte Schaf- 
fung des weltweiten Uberprüfungs- und Bewertungs- 
mechanismus als eine wesentliche Neuerung gegen- 
über der Ersten Entwicklungsdekade an. Sie unter- 
stützt die entsprechenden Bemühungen der inter- 
nationalen Gemeinschaft und ist der Auffassung, 
daß dieser Mechanismus ein Höchstmaß an Aus- 
strahlung auf die öffentliche Meinung und die Ent- 
scheidungsträger in Industrie- und Entwicklungs- 
ländern haben sollte. 

In Fortsetzung ihrer Mitarbeit an den Vorbereitun- 
gen der Dekadenstrategie hat die Bundesregierung 
auf der Grundlage des Strategie-Dokuments eine 
entwicklungspolitische Konzeption als ihren Beitrag 
für das Zweite Entwicklungs jahrzehnt entworfen 
und verabschiedet. Sie beabsichtigt, diese Konzep- 
tion - entsprechend der vorgesehenen weltweiten 
Überprüfung und Bewertung - in etwa zweijährigem 
Turnus zu überprüfen. Der dynamische Charakter 
der Entwicklungsstrategie wird somit auch in der 
Politik der Bundesrepublik Deutschland während 
der Zweiten Entwicklungsdekade seinen Ausdruck 
finden. 


V 
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